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Wir zeigen
unseren Lohn

DIE ZEITUNG DER GEWERKSCHAFT.

Jetzt reicht’s! Demo

für Lohngleichheit

Sa, 22. 9., 13.30 Uhr, Bern

Wer wird neuer 
Rechsteiner? 
Zwei Frauen und ein 
Mann möchten an 
die SGB-Spitze. Drei 
Portraits.  Seiten 2–3

Der Deal steht, 
doch hält er?
Steuergeschenke für 
Unternehmen, mehr 
Geld für die AHV. So 
geht’s weiter.  Seite 6

Willi Ritschard 
national
Am 28. September 
würde der einzige 
Büezer-Bundesrat
100 Jahre alt.  Seite 7

Mutti:
Firmen
ex und hopp
Seit Jahren schickt 
Fernando Mutti quer 
durchs Land Firmen 
schneller in den 
Ruin, als Behörden 
und Gerichte
arbeiten können.
Die Geschichte eines 
Haarabschneiders.
 Seite 5
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Es ist nicht leicht, sie ans Telefon zu bekom-
men. Marina Carobbio Guscetti (52) hat im 
 Moment viel zu tun. In Bern ist Session, sie ist 
Vizepräsidentin des Nationalrats. Ab Dezem-
ber wird sie ein Jahr lang «höchste Schweize-
rin» sein, die erste Tessiner SP-Frau in diesem 
Amt. Dann muss sie Geschäfte vorbereiten, 
 Sitzungen leiten, repräsentieren. Also viel Ar-
beit. Ausgerechnet dieses Ehrenamt erweist 
sich jetzt als Hürde. Denn Marina Carobbio hat 
auch am SGB-Präsidium Interesse. Kann sie 
beide Ämter zugleich ausüben? Das gilt es 
 abzuklären. Sie lässt den Ausgang offen. So-
wohl ein Co-Präsidium als auch ein Rückzug 
aus dem Rennen wären mögliche Optionen, 
sagt sie zu work. 

DIE BRÜCKENBAUERIN
Im Hause Carobbio in Lumino TI hatte Politik 
schon immer Vorrang. Bereits Vater Werner 
 Carobbio, ein linker Querdenker, politisierte 
für die SP im Nationalrat. Tochter Marina ver-

diente ihre Sporen im Tessiner Kantonsparla-
ment ab. 2007 gelang ihr der Sprung ins Bun-
desparlament. Bei der Nachfolge von Micheline 
Calmy-Rey im Jahr 2011 stand sie neben Pierre-
Yves Maillard zur Wahl, doch Alain Berset ob-

siegte. Liegt es an der se-
lektiven Optik, dass man 
sie trotz allem in der 
Deutschschweiz weniger 
gut kennt? Immerhin be-
setzt Carobbio namhafte 
Vizepräsidien, etwa bei 
der Sozialdemokrati-
schen Partei, beim Mie-

terinnen- und Mieterverband oder bei der 
 Alpeninitiative. Den Mieterverband leitete sie 
 mehrere Jahre auch selbst. Perfekt dreispra-
chig, sorgte sie als Brückenbauerin für den Aus-
gleich zwischen den verschiedenen Lagern. 

Für das SGB-Präsidium empfi ehlt sich Ma-
rina Carobbio als Wahrerin der Fraueninteres-
sen. Der Kampf gegen Lohnungleichheit und 

Prekarität steht bei ihr ganz oben. «Gerade im 
Tessin ist der Lohndruck gross, ich kenne das 
sehr gut.» Wichtig ist für sie eine Verstärkung 
des Lohnschutzes, ebenso eine Neuaufl age des 
Frauenstreiks. Sie macht auch schon in einer 
Vorbereitungsgruppe im Tessin mit. Sodann 
liegt ihr ein guter Service public am Herzen, 
besonders eine funktionierende Gesundheits-
versorgung. 

DIE ÄRZTIN
Carobbio ist Ärztin und Mutter von Laura (14) 
und Matteo (22). Zeit für die Mitarbeit in der 
Gruppenpraxis in Roveredo GR hat sie aber 
kaum noch. Politik geht vor, aber nicht nur in 
den Institutionen, sondern auch mit Engagier-
ten an der Basis. Zum Beispiel in Solidaritäts-
komitees für Zentralamerika oder für das ge-
beutelte Griechenland. Im Juni kam sie von 
 einer Studienreise aus Athen zurück. Sie sah 
viel Armut, aber auch sehr viel Solidarität.
 RALPH HUG
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FRAUENSTREIK
Streik liegt in der Luft. Frauenstreik. 
Schon haben Frauen in Lausanne, Genf, 
im Wallis, in Basel, Bern und Zürich 
beschlossen, dass es am 14. Juni 2019 
zum zweiten grossen Frauenstreik der 
Schweiz kommen wird. 28 Jahre nach 
dem ersten, dem bisher grössten Streik 
in der Geschichte der Schweiz. Gründe 
gibt es immer noch genug. Zum Beispiel 
die endlose Geschichte bis zur Legalisie-
rung der Abtreibung in der Schweiz 
(Seite 9). 

SWITZERLAND LAST. 62 Jahre bis zum 
Frauenstimmrecht, 88 Jahre bis zur 
Gleichstellung im Eherecht, 86 Jahre bis 
zur Mutterschaftsversicherung: Und 
wie lange noch bis zur Lohngleichheit? 
Switzerland last, immer die letzte. 
Immer noch verdient jede erwerbs-
tätige Frau in der Schweiz im Schnitt 
7000 Franken pro Jahr weniger. Aber 
auch die Haus- und Erziehungsarbeit, 
die Frauen gratis leisten, sind ein 
Streikgrund: Ohne sie hätte der Kapi-
talismus auch ohne Finanzkrisen schon 
längst abgedankt (Seite 4). Oder die 
Gewalt gegen Frauen, physische, psy-
chische und strukturelle Gewalt. Lohn-
diskriminierung ist so eine strukturelle 
Gewalt: ökonomische Ungleichheit 
erhöht das Risiko für häusliche Gewalt. 
Ist eine Frau vom Mann ökonomisch 
abhängig, wird sie ihn so schnell nicht 
verlassen, auch wenn er sie schlägt. 

WORK-FRAUEN-BUCH. 25 Frauen und 
Männer verraten in diesem work ihren 
Lohn (Seiten 10–11). Das ist couragiert, 
aber auch dringend nötig, denn ohne 
Lohntransparenz gibt es keine Lohn-
gleichheit. Nur wenn Frauen wissen, wie 
viel ihre Arbeitskollegen verdienen, 
wissen sie auch, ob ihre Firma sie dis-
kriminiert. Lohntransparenz ist also der 
erste Schritt zur Lohngleichheit. Und der 
zweite folgt sogleich: Am Samstag, 
22. September, in Bern, an der nationa-
len Demonstration «Lohngleichheit 
jetzt!». Einer der Höhepunkte dort: das 
work-Frauen-Bilder-Lesebuch, das druck-
frisch zur Demo erscheint. Ein Buch so 
bunt wie die Frauenbewegung. Lassen 
Sie sich überraschen! 

 workedito
Marie-Josée Kuhn Gysi, Carobbio    und Maillard
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Es war 2011, als Barbara Gysi (54) in den Natio-
nalrat einzog. Paul Rechsteiner hatte gerade 
die Ständeratswahl im Kanton St. Gallen ge-
wonnen. Die SP-Politikerin stand zuoberst auf 

dem Ticket. Ihre Kar-
riere hat Gysi in lan-
gen Jahren aufgebaut: 
als Sozialpädagogin, 
auf dem Parteisekre-
tariat der St. Galler SP, 
im Kantonsrat, als 
Fraktionschefi n und 

als Sozialvorsteherin an ihrem Wohnort, dem 
katholisch geprägten Wil SG. 

Sie ass das harte Brot für Linke in der Ost-
schweiz. Seit dem Einzug in den Nationalrat ist 
sie Berufspolitikerin. Gut vernetzt, sowohl in 
Bern als auch in der Ostschweiz, diverse Man-
date im Sozialbereich zeugen davon. In St. Gal-
len leitet sie den Gewerkschaftsbund und in 
Bern den Personalverband des Bundes (BPV). 
Dieser hat sie nun offi ziell ins Rennen ums 

SGB-Präsidium geschickt. Geht die Rechnung 
auf, würde Gysi erneut in Rechsteiners Fuss-
stapfen treten. Und wie dieser müsste sie als 
oberste Gewerkschafterin im Land kämpferi-
schere und weniger kämpferische Gewerkschaf-
ten vertreten, eine nicht ganz einfache Aufgabe. 
Wie würde sie das tun? Gysi sagt: «Die kämpfe-
rischen möchte ich nicht bremsen, die weniger 
kämpferischen aber dennoch integrieren.» Eine 
austarierte Antwort. 

SPEZIELLE STRATEGIEN
Gewerkschaftlich ist Gysi beim VPOD und bei 
der Unia organisiert. Ihre Kandidatur begrün-
det sie explizit mit den Fraueninteressen: «Es 
braucht endlich eine Frau an der Spitze der 
 Gewerkschaftsbewegung.» Sie will dafür sor-
gen, dass die Frauenanliegen einen höheren 
Stellenwert erhalten. Der Anteil der Frauen in 
den Gewerkschaften müsse steigen, hier be-
stehe noch Potential. Aber dafür brauche es 
spezielle Strategien. Gysi: «Frauen holt man 

mit anderen Parolen ab als Industriearbeiter.» 
Und eine weibliche SGB-Spitze könne dies 
glaubwürdiger vertreten. Gysi will sich dafür 
einsetzen, dass das Frauenrentenalter bei 64 
bleibt und die Diskriminierung der Frauen in 
der 2. Säule aufgehoben wird. 

FRAUENSTREIK NÖTIG
Für entscheidend hält sie die Pfl icht zu Gesamt-
arbeitsverträgen. Noch viel zu wenige profi tier-
ten von einem GAV. Es sei vordringlich, diese 
Pfl icht auszuweiten, insbesondere im Gesund-
heits- und im Sozialbereich. Sie selber hat in 
Wil einen GAV für Heimstätten ausgehandelt.
Und soll es nächstes Jahr einen Frauenstreik ge-
ben? «Ja», sagt Gysi mit Blick auf die Lohnun-
gleichheit, «der ist nötig.» Es müsse aber auch 
die Arbeitszeit verkürzt werden. Gysi: «Hier 
braucht es endlich wieder einen Schritt vor-
wärts. Das würde gerade den Frauen zugute 
kommen.»
 RALPH HUG

Barbara Gysi: Kandidatin des 
Bundespersonalverbands

«Es braucht 
eine Frau an der 

SGB-Spitze»

Marina Carobbio: Noch nicht 
nominierte Kandidatin

«Mehr Lohnschutz 
und mehr 
Solidarität»

schon immer Vorrang. Bereits Vater Werner 
 Carobbio, ein linker Querdenker, politisierte 
für die SP im Nationalrat. Tochter Marina ver-

An die Bundesräte Schneider-Ammann, 

Parmelin, Cassis und Maurer

Sie wollen künftig die Kriegs-

materialausfuhr lockern. Da-

bei sind Ruag-Handgranaten 

und Patronen bald in jedem 

Souk von Bagdad bis Libyen 

erhältlich – leichter zu fi nden 

als Lindorkugeln. Urs Loher 

von Rheinmetall Air Defence 

meint, mit Flugabwehrge-

schützen könne man niemand 

angreifen. Bis eine Swiss- 

Maschine vom Himmel geholt 

wird oder uns ein Attentat mit 

Ruag-Handgranaten triff t. 

Überdenken Sie Ihren Ent-

scheid nicht – fangen Sie lie-

ber an zu denken und versen-

ken Sie überfl üssige Waff en 

im Thunersee. Da liegt schon 

so viel von dem Krempel her-

um, dass es auch keine Rolle 

mehr spielt. Peace! Endo. 

 worksms
Endo Anaconda

Ihr SMS an Endo: 

077  437 56 82

«Frauen holen
wir mit anderen
Parolen ab
als Industrie-
arbeiter.»

«Der Frauen-
streik steht
bei mir ganz
oben auf der
Liste.»
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Arbeits­
gesetz:  
Ständerat 
will 17- 
Stunden-
Tag
BERN. Die Wirtschaftskommis-
sion des Ständerats macht 
Ernst mit der Demontage des 
Arbeitsgesetzes. Sie schickt 
zwei Vorlagen in die Vernehm-
lassung. Diese sehen keine 
 wöchentliche Höchstarbeits-
zeit, keine Beschränkung der 
täglich zulässigen Überstunden 
und kein Verbot der Sonntags-
arbeit mehr vor. Die Vorlagen 
gehen zurück auf Vorstösse von 
Karin Keller-Sutter (FDP) und 
Konrad Graber von der «Fami-
lienpartei» CVP.  
Die Folgen für Arbeitnehmende 
wären einschneidend, sagt 
Luca Cirigliano vom Gewerk-
schaftsbund (SGB): «Firmen 
könnten künftig verlangen,  
17 Stunden täglich zu  arbeiten. 
Und zwar ohne Zuschläge und 
Kompensation.» Gelten soll 
dies alles für Vorgesetzte und 
«Fachpersonen mit wesent-
lichen Entscheidbe fugnissen» 
und «einer grossen Autonomie». 
Für Cirigliano ein Gummipara-
graph: «Das ist wohl bewusst 
so formuliert, dass möglichst 
viele Leute darunter fallen.» Der 
Gewerkschaftsbund geht davon 
aus, dass fast 40 Prozent aller 
Arbeitnehmenden betroffen 
sein könnten. Deshalb hat er 
schon das Referendum ange-
kündigt, falls dieser Abbau 
durchkommen sollte. 

Streik bei Billig­
airline Ryanair
BERLIN. Am 12. September legten 
Pilotinnen und Flugbegleiter des 
Billigfliegers Ryanair einen Tag 
lang die Arbeit nieder und forder­
ten bessere Löhne. Über ein Vier­
tel der Flüge fielen aus. Erstmals 
hatten die beiden Gewerkschaf­
ten Verdi (Kabinenpersonal) und 

Vereinigung Cockpit (Pilotinnen 
und Piloten) gemeinsam zum 
Streik aufgerufen. Mit Verdi ver­
handelt Ryanair erst seit August.
Vorher hatte sich das Unter­
nehmen jahrelang dagegen ge­
sträubt. Das Lohnangebot von 
 Ryanair sei «völlig indiskutabel», 
so eine Verdi­Sprecherin. 

Mindestlohn: 
Neue Initiative
BASEL. Die Unia startet im Kan­
ton Basel­Stadt zusammen mit 
linken Parteien und Gewerk­
schaften eine Initiative für einen 
Mindestlohn. Er soll 23 Franken 
pro Stunde betragen. Unia­ 
Sprecher Thomas Leuzinger:  
«In der reichen Schweiz muss 
es möglich sein, dass alle von 
 einer Vollzeitstelle leben kön­
nen.» In Basel sei das nicht der 
Fall. Immer wieder brächten 
Kontrollen Monatslöhne von 
 unter 3500 Franken an den Tag.
Die Basler Initiative ist die erste 
in der Deutschschweiz. Bereits 
einen Mindestlohn beschlossen 
haben die Kantone Neuenburg, 
Jura und Tessin. In Genf ist eine 
Initiative hängig.

Er kam, sah – und wurde 
nominiert. Jetzt stürmt der 
Waadtländer SP-Gesund-
heitsdirektor Maillard ins 
Rennen ums SGB-Präsidium.
MARIE­JOSÉE KUHN 

Wacher Blick, gebündelte Energie, zum verbalen 
Sprung bereit: PYM, Pierre-Yves Maillard, ein ech-
ter 68er, damals im März kam er in Lausanne zur 
Welt. Als Sohn eines Garagisten. Mit 18 gewann er 
einen Wettbewerb für angehende Fussballrepor-
ter: Fussball, das war sein Ding. Und Stürmer ist er 
geblieben, allerdings in der Politik. Mit 22 stürmte 
er ins Lausanner Gemeindeparlament, mit 29 ins 
Waadtländer Kantonsparlament, mit  31 in den Na-
tionalrat, mit 36 in den Waadtländer Regierungs-
rat. Von 2000 bis 2004 war Maillard  Regioleiter bei 
der Gewerkschaft Smuv. 2011 kandidierte er für 
den Bundesrat – gegen Marina Carobbio und Alain 
Berset. Und jetzt, mit 50, will PYM oberster Gewerk-
schafter werden. 

DAS FALSCHE TRAM
Alle Augen im Unia-Saal sind auf einen Mann ge-
richtet. Nicht alle mit Wohlwollen. Die Unia-Frau-
enkonferenz hätte lieber eine Frau. Und einem 
Westschweizer Delegierten im Zentralvorstand ist 
Maillard zu biegsam gegen rechts. Seinen Steuer-
deal mit FDP-Finanzminister Pascal Broulis hat er 
ihm nie verziehen. 2015 akzeptierte Maillard die 
Senkung der Unternehmenssteuern, weil sich die 
Unternehmen im Gegenzug verpflichteten, ihren 
Anteil an die Finanzierung verschiedener Sozial-
einrichtungen wie Kinderkrippen zu erhöhen. Und 
der Staat verpflichtete sich seinerseits, unter ande-
rem die Krankenkassenprämien auf 10 Prozent  
der Einkommen zu begrenzen. Die Linken von So-
lidarités, die PdA und Teile der Gewerkschaften 
lancierten das Referendum gegen das «giftige 
Päckli» – und verloren.

Maillard schreitet, Maillard grüsst, Maillard 
setzt sich und legt los: «Jetzt bin ich heute morgen 
doch tatsächlich ins falsche Tram gestiegen, dabei 
war ich früher so viel in diesem Haus. Höchste Zeit, 
wieder mehr hierherzukommen.» Für ihn ist die 

Unia deshalb «der natürliche Ort», um um Unter-
stützung für seine Kandidatur als SGB-Präsident zu 
bitten. Und ja, er sei keine Frau, aber bis zur Wahl 
sei das auch nicht mehr zu ändern, sticht Maillard 
mitten ins Explosive. Als er von der Findungskom-
mission kontaktiert worden sei, habe er sich zuerst 
erkundigt, ob Männerkandidaturen überhaupt er-
wünscht seien. Und weil sie es seien, «bin ich jetzt 
da: Bonjour, chères et chers collègues!». 

DAS GLEICHSTELLUNGSGESETZ
Im Falle seiner Wahl sei er auch gerne bereit, eng 
mit SGB-Vizepräsidentin Vania Alleva zusammen-
zuarbeiten. Die Umsetzung der Lohngleichheit sei 
auch sein Ziel: «Es braucht Lohnkontrollen gegen 
die Lohndiskriminierung. Und die müssen ins 
Gleichstellungsgesetz.» Und: Es gebe keinen Grund, 
weshalb die Pflege ein Sektor mit vor allem lausig 
bezahlten Frauen bleiben müsse: «Wir Gewerk-
schaften müssen da mehr investieren.» 

Rasant und präzis zündet Maillard seine 
Sätze. Jedenfalls auf französisch. Auf deutsch tönt 
es weniger elegant, obwohl er mit einer Deutsch-
schweizerin verheiratet ist. Doch auf französisch 
schafft er rhetorisch fast alles: Sympathie ausschi-
cken, Charme verbreiten und Nähe erzeugen. Etwa 
beim Thema Migrationspolitik: Er wendet sich ge-
gen jegliche Diskriminierung von Migrantinnen 
und Migranten. Wie könnte er auch nicht, sagt er, 
er lebe schliesslich in Renens, Tür an Tür mit Mi-
grantenfamilien. Maillard: «Vor den Sommerferien 
kam mein Sohn nach Hause und sagte: ‹Papa, lass 
uns nach Kosovo in die Ferien gehen, bitte, bitte!›» 
Wieso denn das? wollte Maillard wissen. Und der 
Bub: «Alle in der Klasse gehen nach Kosovo.» 

DAS SECHSSEITIGE PROGRAMM
Maillard kann erzählen, und er kann mobilisieren: 
Als Regioleiter des Smuv brachte er frischen Wind 
in die behäbige Waadtländer Gemütlichkeit. Er un-
terstützte die Belegschaften bei SAPAL, Castolin, 
Coca-Cola, Veillon oder Portescap in ihrem Wider-
stand gegen Verlagerung oder Schliessung und 
ging mit den Leuten bis zum Streik.

Deshalb ist Maillard auch verhandlungs- und 
kampferprobt. Und er hat ein politisches Pro-
gramm. Voilà! Das Bewerbungsschreiben, das er 
dem Unia-Zentralvorstand vorlegt, hat sechs dicht-

beschriebene A4-Seiten. Brisant ist seine Position 
zu Europa. Das EU-Projekt sei für die Gewerkschaf-
ten schwierig, sagt er, weil es ein neoliberales Pro-
jekt sei. Maillard steht deshalb hinter dem Rote- 
Linie-Entscheid von Rechsteiner: «Der Lohnschutz 

ist nicht verhandelbar.» 
Bringe die EU  sozialen 
Fortschritt, so «können 
wir Ja sagen zu EU-Integra-
tionsschritten», bringe sie 
jedoch Rückschritte, dann 
«dürfen wir das nicht un-
terstützen», sagt Maillard, 

bei dem auch die Sozialpolitik ganz oben auf der 
Agenda steht. 

Ein Lohn reiche für viele Familien schon lange 
nicht mehr. Auch wenn Frau und Mann erwerbstä-
tig seien. Maillard: «Es braucht deshalb dringend 
lohnergänzende Massnahmen: Krippengeld, Fami-
lienzulagen und Ergänzungsleistungen, gerade 
auch für alleinerziehende Frauen.» Auch das habe 
er in der Waadt umgesetzt. 

Maillard hätte noch tausend Sachen zu sagen, 
doch seine Vorstellungszeit ist abgelaufen. Nur 
noch schnell das, ruft er nun in den Saal: «Wir 
müssen wieder gewinnen lernen! Auch wenn man 
in die Defensive gedrängt wird, kann man gewin-
nen.» Maillard geht. Kandidatin Barbara Gysi 
kommt (siehe links). Dann stimmt die Unia ab. 
Maillard ist nominiert. 

«Stimmt, ich
bin keine Frau,
aber …»

Pierre-Yves Maillard: Kandidat der Unia 

«Wir müssen  
wieder lernen 
zu gewinnen»

SGB­Präsidium: Viel 
Arbeit, mässiger Lohn 
Viele meinen, das Präsidium des Gewerkschafts­
bunds sei ein Vollamt, weil die Person ja so viel in 
den Medien ist. Fehlanzeige. Formell ist es kaum 
mehr als ein Halbamt. Entschädigt mit 13 Mal 
4150 Franken, macht knapp 54 000 Franken im 
Jahr. Ein kleiner Lohn verglichen mit anderen Chef­
posten. Definitiv ein Job für Profis, die nicht auf 
die Uhr schauen. Das SGB­Präsidium bringt Ein­
fluss, fordert aber leidenschaftlichen Einsatz. Wer 
auf Paul Rechsteiner folgt, entscheiden die Dele­
gierten des SGB am Kongress vom 30. Novem­
ber / 1. Dezember im Kursaal in Bern.  (rh)

FO
TO

: K
EY



Der  Kapitalismus 
war vor zehn 

Jahren ein paar 
Tage lang klinisch 

tot. Seither tritt er 
uns in verschärfter 

Form entgegen. Was 
 geschieht beim 

kommenden Crash?

OLIVER FAHRNI

Ihre Tage sind gezählt, das 
wissen sie. Wer sich 

heute unter Banker 
mischt, fühlt sich wie 
in einem vollbesetz-

ten Zug, der unge-
bremst auf einen 
Sackbahnhof 
zurast. Absprin-
gen geht nicht 

mehr. Der Crash 
kommt. Wenigs-

tens noch abräu-
men, was geht. An 

einem einzigen Tag im 
Februar hat die US-Bank 

Goldman Sachs 200 Millio-
nen Dollar Gewinn eingefah-

ren. Für den Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF) stehen die Signale auf 
dunkelorange. Nobelpreisträger Joseph 
Stiglitz sieht Europa und andere Teile der 

Welt «am Abgrund». Steve Keen, Professor 
an der Londoner Kingston- Universität, 
spricht von einer «Zombie-Ökonomie». 
Dass der nächste Zusammenbruch 
 bevorstehe, ist derzeit die bestgeteilte 
Meinung unter Ökonomen. Manche 
 glauben, er habe bereits begonnen. Unter 
dem Suchwort «fi nancial crisis 2019» wird 
man im Internet reichlich bedient. 
 Wirtschaftsprofessoren neigen in der Regel 
nicht zu Johannes-Offenbarung und 
 Apokalypse. Doch nun soll es noch weit 
schlimmer kommen als 2007 / 08. Der 
 französische Banker und Autor Jean-Michel 
Naulot, der zur Bankenaufsicht wechselte: 
«Das war nur eine Vorwarnung.»

DESASTRÖS. Beim 2008er Crash (der im 
August 2007 begann) lösten sich Ver-
mögenswerte von 40 000 Milliarden Dollar 
in Luft auf, und die Krise vernichtete allein 
in den USA jeden Monat 700 000 Jobs. Drei 
Tage nach dem Bankrott der Bank Lehman 
Brothers am 15. September 2008 waren die 
Finanzmärkte kaputt. Inzwischen kann 
man in den Texten der damaligen Welten-
lenker nachlesen, dass sie bis weit ins 
Frühjahr 2009 hinein dachten, das Gesell-
schaftssystem Kapitalismus sei am Ende. 
Doch es wurde nicht gestürzt. Die USA, 
China und die EU reanimierten es. 
Inzwischen wächst das Kreditvolumen 
(präziseres Wort für «Verschuldung») 
rasend auf Rekordwerte. Der Kapitalismus 
überlebt auf Pump, am Tropf einer irrwitzi-
gen Kreditschöpfung. Nur ein Bruchteil 

davon fl iesst in Investitionen, 95 Prozent in 
die Spekulation: Die Wertpapiere-Derivate, 
die als Schrottpapiere die Krise 2008 aus-
lösten, haben 2018 das neun- bis zehnfache 
der gesamten Weltwirtschaftsleistung 
übertroffen. Alle Versuche, die Banken und 
Fonds zu zähmen, wurden abgebrochen 
oder, wie dieser Tage durch US-Präsident 
Trump, wieder rückgängig gemacht. 

NICHTS GELERNT? 2008 war ein Bruch. Der 
Kapitalismus tritt uns nun in verschärfter 
Form als Neoliberalismus 2.0 entgegen: 
Lohndruck, Abbau des Service public, Priva-
tisierungen, Abbau des Arbeitnehmenden-
schutzes und so weiter. Die Vermögens- 
und Einkommenskonzentration in Händen 
der wenigen hat sich stark beschleunigt. 
Absurde Form der Krisen bewältigung: Statt 

weltweit rund 
2800 Milliarden 
Franken für Ban-
kenrettungen 
aufzuwenden, 
hätte man besser 
Kaufkraft geschaf-
fen, in den ökolo-

gischen Umbau und die soziale Digitalisie-
rung investiert. Und den Hunger aus der 
Welt geschafft. 
Das ist eine interessantere Frage als der 
Zeitpunkt des nächsten Crashs: 2008 
 konnten Arbeitende, Gewerkschaften und 
linke Parteien kein vernünftigeres Wirt-
schaftssystem durchsetzen oder auch nur 
vorschlagen. Sind wir diesmal bereit?

4 work 14. September 2018   

INSERAT

Das work-Frauen-
Bilder-Lesebuch
erzählt und zeigt:
• Der grosse Lohnbschiss an den Frauen
   in Franken und Rappen
• Wie aus Pussyhats auch #MeToo wurde 
• Die Schweizer Frauenpower-Ikonen 
• Das Frauenwunderland Island 
• Das grosse Bundesrätinnen-Schrumpfen
• Auf dem Weg zum zweiten Frauenstreik
   ... und vieles andere mehr!

 Ein Buch so bunt wie die Frauenbewegung! 
 Erscheint am 22. September – 
 pünktlich zur nationalen Demo in Bern.

 Ein Buch so bunt wie die Frauenbewegung!  Ein Buch so bunt wie die Frauenbewegung! 
Jetzt reicht’s!
62 Jahre bis zum Frauenstimmrecht +++ 86 Jahre bis zur Mutterschafts- 

versicherung +++ 88 Jahre bis zur Gleichstellung im Eherecht:

Und wie lange noch bis zur Lohngleichheit?

Das Frauen-Bilder-Lesebuch

www.workzeitung.ch, Preis: 10.–

Jetzt gratis vorbestellen per Mail an frauen@unia.ch oder briefl ich an
Unia-Zentralsekretariat, Abteilung VIP, Postfach 272, 3000 Bern 15

        Ticktack! Die nächste Stufe der kapitalistischen Krise kündigt sich an

    Sind wir diesmal bereit?

In den USA
vernichtete die
Krise monatlich
700 000 Jobs.
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«Manchmal ist es besser, ein krankes 
Glied zu amputieren», schrieb der 
Chef seinen Angestellten.  Damit 
meinte er nicht seine Hand oder 
einen seiner Finger. Fernando 
Mutti entledigte sich so seiner 
maroden Firma Rifl essi Life-
style GmbH und erklärte wei-
ter: «Die Liquidation einer 
Gesellschaft von Amtes we-
gen ist dabei die güns-
tigste und schnellste 
Variante.» Somit könnten 
«die Altlasten in der alten 
Gesellschaft verbleiben». 
Neu habe die Selcore AG 
die von Rifl essi geführ-
ten Center-Coiffure in 
Ostermundigen BE über-
nommen. Man, also 
Mutti und Selcore, hätten 
nun Kraft, sich zu erholen 
und auf das Neue zu kon-
zentrieren. 

Viel weniger ent-
spannt sehen es Muttis 
Mitarbeitende. Zu den ent-
sorgten Altlasten gehören 
etwa auch ihre Beiträge an die 
Pensionskasse. Sie wurden vom 
Lohn abgezogen, gelangten 
aber nie bis zur Kasse. Die Mit-
arbeitenden fühlen sich nicht 
nur geschröpft, sondern echt am-
putiert, nämlich um einen Teil ihrer 
 Altersvorsorge (work berichtete, rebrand.ly/
malediven-mutti). Denn die Auffangeinrichtung, 
die in solchen Fällen einspringt, deckt nicht die 
gesamten Verluste. 

AM ANFANG WAR SELCORE
Zuerst war da die Selcore AG, um sich mit Geld 
an Firmen und Projekten zu beteiligen sowie in 
Finanzstrategien zu beraten. Einziger Verwal-
tungsrat und Zeichnungsberechtigter: Fernando 
Mutti. An Heiligabend 2013 meldet Selcore ihre 
Tochter Rifl essi Lifestyle GmbH zur Eintragung 

ins Handelsregister an. 
Diese führt Coiffeur-, 
Beauty- und eben auch 
Lifestyle-Geschäfte. Sie 
ist aber auch für ei-
gene und fremde Fi-
nanzierungen da und 
kann Garantien und 
Bürgschaften einge-

hen. Rifl essi gehört zu hundert Prozent der Sel-
core, ihr einziger Geschäftsführer ist ebenfalls 
Fernando Mutti. 2015 besitzt die Selcore AG, die 
auch mal mit dem Zusatz Consulting oder Hol-
ding auftritt, acht Coiffureläden und hat nach 
eigenem Bekunden zwölf Geschäftsgründungen 
erfolgreich begleitet.

LEPOTA GMBH 
Noch im selben Jahr geht die Meeting Point, 
Mutti & Co. in Konkurs. Einst als Unternehmen 
für Telefoninserate gegründet, mauserte es sich 
zu einer Dienstleisterin im Treuhand- und Im-
mobilienwesen. Unbeschränkt haftender und al-
leiniger Gesellschafter ist Fernando Mutti. Spä-
ter ist auch die  Selcore-Tochter Lepota GmbH mit 
ihren vier Coiffureläden in St. Gallen und Ror-
schach bankrott. Wenig überraschend zeichnet 
Fernando Mutti als einziger Geschäftsführer. Der 

Lepota-Konkurs bringt auch Rifl essi «in Schief-
lage», wie Mutti seinen Angestellten vermeldet. 
Rifl essi hat 2014 den Center Coiffure Hairshop  
in Ostermundigen gekauft. Vom vereinbarten 
Kaufpreis für den Laden mit allem Drum und 
Dran sieht die frühere Inhaberin nur einen Teil. 
Nach fast 30 Jahren Aufbauarbeit sitzt sie auf Ver-
lustscheinen. Denn so zügig wie Mutti seine Fir-

men in den Ruin 
schickt, kommt nie-
mand nach, auch 
nicht mit gerichtli-
chen Schritten. 

2015 wird Rifl essi 
allein von der AHV-
Ausgleichs- und Pen-
sionskasse Coiffure & 
Esthétique für ausste-
hende Beiträge von 
rund 60 000 Franken 
betrieben. Von denen 
ist die Hälfte den An-
gestellten beim Lohn 
in Abzug gebracht 
worden. 2016 bleibt 
Rifl essi der Vorsorge-

einrichtung weitere 90 000 Franken schuldig. Ein 
gutes halbes Jahr später ist Rifl essi reif für den 
Konkurs. Und daraufhin ist auch die Mutterge-
sellschaft Selcore fällig. Ihr Betreibungsregister 
sieht nicht besser aus. 

STEP IN BEAUTY GMBH
Gleichwohl gibt es den Center Coiffure Hairshop 
in Ostermundigen noch, mit demselben Mobiliar 
und der Telefonnummer wie früher. Zwei Wo-
chen nachdem die frühere Inhaberin die Betrei-
bung eingeleitet hatte, übernahm die Step In 

Beauty GmbH die Center Coiffure. Sie hiess einst 
CT Caslife Technologies GmbH und wollte Spiel-
casinos in Finanz- und Marketingangelegenhei-
ten beraten. Fernando Mutti zeichnete verant-
wortlich. 2012 wurde sie mit neuem Zweck 
in Step in Beauty umbenannt, Mutti schied aus, 
und seine Weggefährtin Carmen Selva trat auf 
den Plan. 

2013 erhöhte sich das Stammkapital der 
Step In Beauty GmbH ums Zehnfache auf 200 000 
Franken, durch eine Verrechnung von bestehen-
den Forderungen. So kam auch Selcore hinzu 
und hielt die Hälfte dieses Kapitals. Ende August 
2014 übernahm Carmen Selva die Selcore-An-
teile. Damit besitzt sie bis heute die Hälfte von 
Step In Beauty, die andere gehört der ehemaligen 
Frau von Fernando Mutti.

BÄCKER’S HAIRLOUNGE
Der Sitz der Step In Beauty GmbH befi ndet sich 
in Zürich. Genau an der Adresse, an der Fernando 
Mutti auch noch eine Einzelfi rma, die Coiffure 
Step, domiziliert hat. Diese ist aus einer Kollek-

tivgesellschaft her-
vorgegangen, in der 
Carmen Selva auch 
mal kurz Gesell-
schafterin mit Ein-
zelunterschrift war. 
Des weiteren gehört 
der Step In Beauty 

die Bäcker’s Hairlounge, ebenfalls in Zürich. 
Diese führt den Coiffeurladen fort, den früher 
Fernando Muttis Bäckers GmbH besass. Bis zum 
Konkurs 2013.

Und so geht das Hin und Her, das Amputie-
ren und Bereinigen von Altlasten munter immer 
weiter. 
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Geschichte 
eines Haar-
abschneiders 
Im Geschäftsmodell von Fernando 
Mutti (55) werden Firmen umbenannt, 
deren Zweck wird geändert, und die 
Verantwortlichen wechseln sich ab. 
Die eine Firma reserviert für die an-
dere die Internetadresse. Dann heissen 
sie manchmal ähnlich: Coiffure Step 
In oder Step In Beauty GmbH etwa. 
Der dazu gehörige Laden ist seit je mit 
Coiffure Step In angeschrieben. So 
braucht es keinen neuen Anstrich, 
wenn er die Hand wechselt.

Und sind die Kassen leer, obwohl 
man gerade das Coiffuregeschäft ver-
kauft hat, ist für die Gläubiger kein 
Hinterherkommen. Weil es dauert, 
bis es zur Konkurs eröffnung kommt. 
Denn niemand will die Kosten von 
mehreren Tausend Franken für das 
Verfahren vorschiessen, um dann 
 darauf sitzenzubleiben. Kommt es 
doch zum  Konkurs, wird dieser man-
gels Aktiven sofort wieder eingestellt.

KEINEN SPASS. So funktioniert das Ge-
schäftsmodell Konkurs. Oder mit den 
Worten von Mutti: Altlasten von Am-

tes wegen entsorgen lassen und mit 
 einer anderen Firma vorwärtsschauen.

Sein Firmengestrüpp ist nur 
schwierig zu entwirren. Vor allem, 
wenn in einem Vertrag Rifl essi als 
 Arbeitgeberin aufgeführt ist, am 
Schluss aber die Firma Selcore unter-
schreibt. Ein Versehen im illustren 
 Firmenreich? Dieses hat Mutti vom 
 Telefonmarketing über Casinos, 
Treuhand wesen und Beteiligungen, 
Immobilien, Reinigungen zu Aus-
fl ügen in die  Gastroszene geführt.

Aus dem Coiffuregeschäft sei er 
nun ganz ausgestiegen, sagt Mutti zu 
work. In einen seiner früheren Läden 
gehe er «höchstens noch zum Haare-
schneiden». Am Telefon gibt er bereit-
willig Auskunft: «Ich habe auch kei-
nen Spass an solchen Situationen», 
 betont er und behauptet, mehr inves-
tiert als rausgeholt zu haben. Das 

Hauptpro-
blem seien 
 eigentlich 
die Lepota-
Läden 
 gewesen 
(siehe Arti-
kel links). 

Nach  deren Schlingern «hat auch Bern 
ge litten und dann Zürich. Es war nie 
die Absicht, das eine mit dem anderen 
zu verbinden», führt Mutti aus. 

BLUFF. Auf die Nachfrage, wie denn die 
Verbindung zu Carmen Selva sei, die 
seit 1992 immer wieder namentlich in 
Muttis Firmen auftaucht: «Geschäft-
lich haben wir nichts miteinander zu 
tun», sagt er. Sie habe seit je nur die 
Lohnbuchhaltung für die Mitarbeiten-
den geführt. Weshalb erschien sie 
denn auf der Selcore-Homepage unter 
anderem als Finanz- und Liquiditäts-
planerin von Muttis Coiffureläden? 
Dazu räumt Mutti ein, dass er wohl 
 etwas geblufft habe: «Das war mehr 
Marketing, eine Geschäftsidee, die 
dann eingeschlafen ist.» Und was sagt 
Selva selber? – «Mit dem, was Herr 
Mutti macht, haben wir nichts zu 
tun», meint sie. Beim Kauf des Coif-
furegeschäfts in Ostermundigen sei 
 alles mit rechten Dingen zugegangen, 
und auch die Wechsel in den Firmen-
leitungen seien völlig legal gelaufen.

Das mag alles ja sein. Aber nur, 
weil das Schweizer Recht solche Ge-
schäftspraktiken eher fördert, als dass 
es sie verhindert. REGULA BÄHLER

Coiffure & Beauty: Konkurs als Geschäftsmodell

Fernando Muttis 
multiple Mutationen
Eine richtige Räubergeschichte: 
So zügig wie Geschäftsführer 
Fernando Mutti (55) seine Firmen 
in den Ruin schickt, können 
Behörden und Gerichte gar nicht 
arbeiten. Zurück bleiben die 
 Angestellten und die Lieferanten, 
ohne Lohn und ohne Geld.

Mutti schuldet
den Vorsorge-
einrichtungen
150 000 CHF.

Eine Firma
geht konkurs,
und schon ist
die nächste da.

Das Schweizer
Recht fördert
solche Geschäfts-
praktiken.
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FERNANDO MUTTI: In 
seine Ex-Läden geht er 
«höchstens noch zum 
Haareschneiden».

EINER VON MUTTIS LÄDEN: Coiffure 
Step In, Zürich.  FOTO: RB
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Österreich protestiert

«Wir sind 
keine Hosen-
scheisser!»
Gewaltig: Hunderttausend Menschen an 
der Demo des österreichischen Gewerk-
schaftsbunds (ÖGB) in Wien! Dreimal mehr 
als an den grössten Demonstrationen in 
der Schweiz. Was ist in die österreichi-
schen Kolleginnen und Kollegen gefahren? 

In der Streikhäufi gkeits-Rangliste steht 
 Österreich weit unten. Wie auch die 
Schweiz. In Österreich sind  die Gewerk-
schaften und Firmen stärker verbandelt als 
anderswo. Gegen 90 Prozent aller Arbeits-
verhältnisse sind durch Gesamtarbeitsver-
träge (GAV) geregelt. 

SCHNELLVERFAHREN. Der grosse Konfl ikt 
brach kurz vor den Sommerferien auf. Pro-

voziert hat ihn die 
neue Regierung der 
konservativen ÖVP 
und der rechtsnatio-
nalen FPÖ. Streit-
punkt: die Flexibili-
sierung der Arbeits-
zeit. Die Regierung 
setzt da gesetzlich 

die Wünsche der  Arbeitgeber um, die diese 
in den GAV nie durchbringen würden. Neu 
soll der Arbeitstag maximal 12 Stunden ha-
ben statt bisher 10. Und die Arbeitswoche 
60 Stunden! Ohne Mitsprache der Betriebs-
kommissionen. Im Schnellverfahren 
peitschte dies die Regierung durchs Parla-
ment. Sie missachtete die 70jährige Tradi-
tion, eine Vernehmlassung bei den Sozial-
partnern durchzuführen. Als nächstes soll 
es den Gewerkschaften an den Kragen ge-
hen, mit der Schwächung der sogenannten 
Arbeiterkammern. Sie sind die gesetzlich 
verankerte Interessenvertretung der Ar-
beitnehmenden.

STREIK. Auf einen Schlag ist Österreich im 
Europa der Deregulierung angekommen. 
Angeführt von einer reaktionären Regie-
rung, die sich als Schutzpatronin der «klei-
nen Leute» aufspielt und sie gegen Asyl-
suchende aufhetzt. Mit diesem Kurs 
 gewannen ÖVP und FPÖ die Wahlen im 
Frühling. Jetzt zeigt ihre Regierung mit der 
 Arbeitszeitverlängerung ihr arbeitnehmer-
feindliches Gesicht. Noch ist diese Suppe 
nicht gegessen, das haben die Gewerk-
schaften mit dieser Riesendemo gezeigt. 
ÖGB-Chef Wolfgang Katzian rief den 
Demons trierenden zu: «Heute ist nicht das 
Ende des Kampfes, sondern der Beginn. 
Denn wir sind keine Hosenscheisser!» Man 
werde Widerstand leisten. Mit allen Mit-
teln. Das schliesst auch Streik in einzelnen 
Firmen ein.

Reaktionäre
Regierung
verordnet
60-Stunden-
Woche.

Andreas Rieger war Co-Präsident der Unia. 
Er ist in der europäischen Gewerkschafts-
bewegung aktiv.

Riegers Europa

Der AHV-Steuer-Deal ist auf der Zielgeraden 

Rechte AHV-Abholzer aufgelaufen
Der Nationalrat stellt sich hinter 
den Steuer-AHV-Kompromiss 
aus dem Ständerat. Die 
Linke konnte zwei Ver-
besserungen erreichen. 
Die AHV-Feinde sind 
aufgelaufen. Es wird 
wohl trotzdem 
Referenden geben.

CLEMENS STUDER

Die Doppelvorlage ist 
ein Meisterstück der 
bundeshäuslerischen 
Polit-Mechanik. Sie 
kommt aus dem Stän-
derat und hat jetzt 
auch den Nationalrat 
überstanden. Verkürzt 
geht der AHV-Steuer-Deal 
so: Für jeden Franken Steu-
ergeschenk, den die Wirt-
schaft und die Rechte wollen, 
gibt es einen Franken für die AHV. 
Und zwar nach einem Drittelsmodell: 
je ein Drittel kommt vom Bund, von den 
Arbeitgebern und den Arbeitnehmenden. Bei-
des ist in einer Vorlage verknüpft. Dagegen gab 
es Widerstand von rechts und links. Die Rechte 
(SVP und GLP) wollten die Vorlagen absolut 
trennen (und den AHV-Teil versenken), die Grü-
nen wollten zwar zwei Vorlagen, die aber nur 
in Kraft getreten wären, wenn es zu Steuern 
und AHV ein Ja gegeben hätte. Damit, so das 
Argument, hätte der Volkswille genauer abge-
bildet werden können.

Der Nationalrat wollte davon nichts wis-
sen, genauso wenig wie von höherer Besteue-
rung der Dividenden für Grossaktionäre. Er-
folge verbuchen konnten dagegen Unia-Indus-
triechef und SP-Nationalrat Corrado Pardini 
bei der Einschränkung des Kapitaleinlageprin-

zips und die Baselbieter SP-Nationalrätin 
 Susanne Leutenegger Oberholzer bei der 
 Abgeltung der Steuerausfälle von Städten und 
Gemeinden durch die Kantone.

ERFOLG DER LINKEN
Die Erhöhung der Lohnbeiträge für die AHV ist 
ein riesiger Erfolg der Linken. Seit 43 Jahren 
sind diese nämlich auf dem gleichen Stand. 
Die Rechte wehrte sich gegen jede Erhöhung – 
sie will die AHV schwächen zugunsten der Pen-
sionskassen und der privaten Vorsorge. Denn 
die AHV ist dank ihrem genialen Umlagever-
fahren die grösste Schweizer Umverteilungs-

maschine von oben nach unten. Grund: Weil 
die Beitragspfl icht nicht gedeckelt ist, müssen 
Gross- und Grösstverdienende auf ihren Gehäl-
tern und Millionenboni AHV-Beiträge bezahlen, 
ohne einst mehr als die Maximalrente zu be-
kommen. Das hilft den unteren und mittleren 

Einkommen. Die 
AHV ist also 
eine Art Reich-
tumssteuer. Die 
einzige in der 
Schweiz. Darum 
mögen sie die 

Rechten seit ihrer Einführung nicht. Und 
darum spuckten in der Debatte SVP und 
die rechten Grünen einmal mehr Gift und 
Galle gegen unser wichtigstes Sozialwerk. 

Die FDP hielt sich für einmal zurück, sie 
will den Steuerdeal retten.

REFERENDEN IN DEN KANTONEN
Störend am Deal ist die Ausgestaltung der Steu-
ervorlage. Auch wenn statt der 3 Milliarden 
von der Unternehmenssteuerreform III (das 
Volk lehnte diese im Februar ab) «nur» noch  
2 Milliarden Steuerausfälle bleiben: das ist ein 
üppiges Geschenk an Unternehmen und ihre  
Besitzenden. Und weiterhin setzt die Schweiz 
darauf, mit speziellen Steuermodellen auslän-
disches Steuergeld abzusaugen – einfach mit 
Instrumenten, die international (noch) akzep-
tiert sind. Für wie lange, bleibt offen. Ausser-
dem heizt die Steuerreform den schädlichen 
interkantonalen Steuerwettbewerb an. Die Ge-
werkschaften haben deshalb schon angekün-
digt, die schlimmsten Auswüchse in den Kan-
tonen mit Referenden zu bekämpfen. 

Die Vorlage geht jetzt mit den wenigen 
Differenzen zurück in den Ständerat. Wenn 
der Deal auch die Schlussabstimmung am Ses-
sionsende übersteht, wird ziemlich sicher das 
Volk das letzte Wort haben. Referenden sind 
von links wie rechts angekündigt.

Schweizer Waffen in 
 Bürgerkriegsländer? Nicht 
mit uns. Eine Allianz stellt 
sich gegen Extraprofi te für 
die Rüstungslobby. 
RALPH HUG

Handgranaten des bundeseigenen 
Rüstungskonzerns Ruag bei der 
Terrormiliz Islamischer Staat (IS), 
Granatwerfer aus Thun auf dem 
 libyschen Schwarzmarkt: Waffen 
aus Schweizer Produktion tau-
chen immer wieder in Krisen- und 
Kriegsgebieten auf. Mit tödlicher 
Sicherheit. Dorthin gelangen die 
Waffen über Schleich- und Um-
wege. Denn der globale Schwarz-
markt für Kriegsmaterial funktio-
niert immer. 

Schuld daran ist auch die 
l asche Bewilligungspraxis des 
wirtschaftsfreundlichen Staats-
sekretariats für Wirtschaft (Seco). 
Das kritisieren Linke, Kirchen und 

Menschenrechtsorganisationen 
und neuerdings auch die Eidge-
nössische Finanzkontrolle. Sie 
wirft den Seco-Leuten mangelnde 
kritische Distanz zu den Rüs-
tungsfi rmen vor. 

SCHLUSS JETZT. Die Zahlen bewei-
sen es. Im letzten Halbjahr sind 
die Waffenausfuhren massiv ge-
stiegen, von 167 Millionen auf 205 
Millionen Franken. Jetzt will der 
Bundesrat sogar Exporte in Länder 
mit Bürgerkrieg ermöglichen. 
 Offenbar sind im Wirtschaftsde-
partement von Bundesrat Schnei-
der-Ammann dieselben Hardliner 
am Werk wie beim Lohnschutz 
oder beim Arbeitsgesetz. 

Dieses Treiben will eine Alli-
anz von über 40 Organisationen, 
Mitte-links-Parteien (SP, Grüne, 
BDP, EVP) stoppen. Die Allianz will 
eine Korrektur-Volksinitiative lan-
cieren, um eine weitere Locke-

rung der tödlichen Exporte zu ver-
hindern. Auch diejenige von 2014. 
Damals gab das Parlament grünes 
Licht für Waffenexporte in Län-
der, welche die Menschenrechte 

verletzen. Ein Totalverbot will die 
Korrektur-Initiative aber nicht. 

Innert kürzester Zeit haben 
sich auf rebrand.ly/korrektur 
25 000 Unterstützer und Unter-
stützerinnen gemeldet. Das zeigt 
den massiven Rückhalt, den die 
Anliegen der Allianz in der Bevöl-
kerung haben. Auch die Unia un-
terstützt die Initiative ideell.

Genug von Schweizer Bombengeschäften:

Jetzt kommt die Korrektur-Initiative

Die Waffen-
exporte
stiegen im
letzten
Halbjahr
massiv an.

DHL macht der 
Päckli-Post 
 Konkurrenz
BERN / BONN. Die deutsche 
 Logistikfi rma DHL will gross 
ins lukrative Schweizer Päckli-
geschäft einsteigen. Über 
 tausend Abholstationen und 
einen eigenen Lieferdienst will 
die Tochter der Deutschen 
Post aufbauen und «eine drei-
stellige Zahl» von neuen 
 Stellen schaffen. Zu welchen 
Bedingungen die Fahrerinnen 
und Fahrer arbeiten werden, 
ist noch unklar. Christian 
 Capacoel von der Gewerk-
schaft Syndicom hält aber 
fest: «DHL untersteht dem 
 Gesamtarbeitsvertrag der pri-
vaten Postdienstleister. Dieser 
legt Mindeststandards fest, 
etwa zu Löhnen und Arbeits-
zeiten.» Und die gelten auch 
für Subunternehmer – mindes-
tens wenn diese mehr als die 
Hälfte ihres Umsatzes mit 
Postdiensten erzielen. (che).

Rote Linie: Hände weg von unserem Lohnschutz!
FLANKIERENDE MASSNAHMEN. Vor der Bundesratssitzung vom 5. September zogen rund 200 Lohnabhängige vor dem Bundeshaus eine «rote Linie» für den Schweizer Lohnschutz. Der ist in Gefahr, 
seit die FDP-Bundesräte  Ignazio Cassis und Johann Schneider-Ammann über die Hintertür zum EU-Rahmenabkommen wollen. Unia-Präsidentin Vania Alleva sagte auf dem Bundesplatz: «Es braucht mehr 
 Arbeitnehmerrechte, nicht weniger. Der Bundesrat hat die fl ankierenden Massnahmen zur roten Linie erklärt, die nicht verhandelbar ist. Daran soll er sich gefälligst halten!» 
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Leutenegger 
Oberholzer und 
Corrado Pardini.  
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Störend am Deal ist
die Ausgestaltung
der Steuervorlage.
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DIE SCHWEIZ UND DER 
UNO-SICHERHEITSRAT 
Es war ein trüber, dunkler Februarabend im 
Jahre 2002: die letzte grosse Veranstaltung 
im hitzigen Abstimmungskampf über den 
Beitritt der Schweiz zu den Vereinten 
 Nationen. Die Mehrzweckhalle im Kanton 
Baselland war zum Bersten voll.

BLOCHERS UNWAHRHEIT. Christoph Blocher 
zeigte sich in Hochform. Sein Publikum lachte, 
klatschte, grölte. Dann kam sein Hammer-
argument: «Herr Ziegler, wollen Sie, dass 
Schweizer Soldaten für irgendeine absurde 
Uno-Operation in irgendeiner verlorenen Ecke 
der Welt sterben? Wie werden Sie das den 
Familien der Verletzten und Toten erklären?» 
Donnernder Applaus.
Dabei verbreitete er glatt die Unwahrheit: 
Kein Uno-Mitgliedstaat muss Blauhelme 

stellen, wenn er 
nicht will. 
Artikel 43 der 
Uno-Charta 
verlangt eine 
«spezielle 
 Vereinbarung» 

zwischen der Weltorganisation und jedem 
Staat, der an kriegerischen, vom Sicherheitsrat 
verordneten Aktionen teilnimmt. 
Abgestimmt wurde einen Monat später: 
Das Volksmehr für den Uno-Beitritt betrug 
54 Prozent. Auf Vorschlag der damaligen 
Aussenministerin Micheline Calmy-Rey 
beschloss der Bundesrat 2011 die Schweizer 
Kandidatur zum Sicherheitsrat für das Jahr 
2022. Der Sicherheitsrat ist die Exekutive der 
Weltorganisation. Ihm gehören 15 Staaten an:  
Als ständige Mitglieder die fünf Siegermächte 
des Zweiten Weltkriegs (USA, Russland, 
 Frankreich, England und China); dazu 
10 Mitgliedstaaten, die auf jeweils zwei Jahre 
gewählt werden. 

GUTE DIENSTE. Seit ihrem Beitritt spielt die 
Schweiz in der Uno eine hervorragende Rolle. 
Sie präsidierte mit Joseph Deiss 2010 die 
 Generalversammlung. Im Menschenrechtsrat 
ist die Schweizer Diplomatie entscheidend 
wichtig. Unser Land ist ein grosser Beitrags-
zahler. Die guten Dienste im Zeichen der 
Konfl ikt schlichtung und des Kampfes gegen 
das Elend, welche die Uno leistet, sind unab-
dingbar. Kurz: Unter den 193 Mitgliedstaaten 
der Welt organisation ist das Prestige der 
Schweiz hoch, und die Wahl unseres Landes in 
den Sicherheitsrat wäre so gut wie sicher.
Doch nun kommen die Höhlenbewohner von 
der SVP und wollen den Bundesrat zwingen, 
die Schweizer Kandidatur zurückzuziehen. 
Ihre Behauptung: Eine Mitgliedschaft im 
Sicherheitsrat verletze die Neutralität. Blöd-
sinn! Schweden und Österreich, neutral wie 
die Schweiz, haben im Sicherheitsrat mitge-
arbeitet. Unsere Welt ist verwüstet von Krie-
gen, Hunger und fürchterlichem Elend. Ohne 
die Menschenrechte, ohne kollektive Sicherheit 
gibt es keine Zivilisation. In der Exekutive 
der Weltorganisation kann die Schweizer 
Diplomatie für diese Werte eintreten.
Es hängt jetzt von uns allen ab, ob die Hinter-
wäldler der SVP oder die Vertreterinnen und 
Vertreter einer weltoffenen, aktiven Neutrali-
tät den Kampf um die Schweizer Kandidatur 
gewinnen. 

Jean Ziegler ist Soziologe, Vizepräsident des beratenden 
 Ausschusses des Uno-Menschenrechtsrates und Autor. 
Sein neuestes Buch, «Der schmale Grat der Hoffnung», ist im 
März 2017 auf deutsch erschienen.

Im Uno-Sicherheits-
rat kann die Schweiz
für Menschenrechte
und kollektive
Sicherheit eintreten.

la suisse
existe

Jean Ziegler

Am 28. September würde Willi Ritschard 100 Jahre alt

«Wenn e Politiker lügt, 
mues är intelligänt sii»
Er ist der einzige Büezer- 
Bundesrat, den die 
Schweiz  bisher hatte. 
Ein  schlag fertiger, 
schlauer, aber auch 
schüchterner, erinnert 
sich sein Sprecher. 
OSWALD SIGG

Arbeiter, Gewerkschafter, Sozialdemokrat, 
Bundesrat. Auf dem Umschlag des Willi-
Ritschard-Buchs zu seinen 40 Jahren Poli-
tik in Gemeinderat, Kantonsrat, Regie-

rungsrat und Bundesrat 
kommt der Arbeiter zu-
erst. Das war Ritschards 
Marke. Er war nicht nur 
der erste und einzige, 
sondern auch der letzte 
Arbeiter im Bundesrat. 
Immerhin: Willi, der 
 Gewerkschafter, hatte ei-
nen Vorgänger im Bun-
desrat: Max Weber, der 

1952 das Finanzdepartement übernahm 
und 1953, nach dem Nein zu seiner Finanz-
ordnung in der Abstimmung, zurücktrat. 

AUSLÄNDER & AKW
Max Weber hatte für den gelernten Hei-
zungsmonteur zeitlebens eine wichtige 
Rolle gespielt. Politisch bildete sich Rit-
schard nach der Berufslehre und während 
er Kantonalsekretär des Bau- und Holzar-
beiterverbands war, in der von Weber 1946 
gegründeten Schweizer Arbeiterschule 
weiter. Dort vertrat dieser die These, die 
 Gewerkschaften müssten ihre Forderun-
gen nach Arbeiterschutz und sozialer 
 Sicherheit nicht auf der Strasse, sondern 
mit der SP zusammen in den Behörden ver-
treten. Schon begann die Ochsentour: Willi 
stieg zum Präsidenten des solothurnischen 
Gewerkschaftskartells auf, und dann ging’s 
weiter als Kantonsrat, Ammann von Luter-
bach SO, Regierungsrat, Nationalrat. 

In Bern wurde Willi bald über seine 
ureigene Sprache zum veritablen Volksver-
treter. Und er vertrat die Arbeiter so, wie es 
damals opportun war: Als Ritschard 1962 
im Nationalrat «die Beschränkung der Zahl 
der ausländischen Arbeitskräfte verlangte, 
stieg seine Popularität auch über die Gren-

zen der SP hinaus». 10 Jahre später wurde 
mit dem Bau des AKW Gösgen begonnen, 
wozu der Regierungsrat Ritschard ent-
scheidend beitrug. 

Die bürgerliche Mehrheit im Parla-
ment wählte ihn am 3. Dezember 1973 
rechtzeitig in den Bundesrat, damit er die 
Besetzer der AKW-Baustelle in Kaiseraugst 
zur Einsicht bringen werde. Doch im Juni 
1975 beschloss der Bundesrat einen Polizei-
Grosseinsatz unter Führung eines General-
stabsoffi ziers. Später besann sich Energie-
minister Ritschard eines Besseren und 
 kündigte Anfang 1978 öffentlich den Rück-
tritt für den Fall an, dass der Bundesrat ei-
nen Armee-Einsatz gegen Zivilpersonen be-
schliessen sollte.  

FURGLER & DIE SCHWEIZ AG
Ritschard war populär: ging er über den 
Bundesplatz ins nahe Volkshaus zum 
 Mittagessen, setzte die Sekretärin für die 
«Verschiebung» auf dem Tagesplan 45 Minu-
ten ein: da ein Gruss «ou dr Frou», dort ein 
Händeschütteln; da muss er eigens die 
Tante aus den USA begrüssen, und dort will 
ein Parlamentarier heute noch mit ihm jas-
sen. So ging es überall in der Schweiz auf 
Strassen und Plätzen: er kam einfach nicht 
vorwärts. 

Ritschard war schlagfertig: Seine Re-
den sind voll denkwürdiger Sätze, und 
schon nur die Titel waren beispiellos. Vor 
den Coop-Genossenschaften etwa sprach er 
nicht über «Die Schweiz von heute und 
morgen», sondern zum Thema «Eidgenos-
senschaft statt Schweiz AG». Und das im 
Jahr 1977. 

Ritschard war schlau: Als wir eines 
Morgens zu einem Auftritt nach Aarau fuh-
ren, las er hinten im Dienstwagen die NZZ. 
«Wüsset er», meinte er zum Chauffeur und 
mir, «wenn e Politiker lügt, mues är intelli-
gänt sii. Er muess sich immer chönne draa 
erinnere, wiener s letscht Maal gloge hett.» 
Er blätterte weiter in der Zeitung. Nach zehn 
Minuten stöhnte er: «Dr Bundesroot Furgler 
isch en cheibe intelligänte Politiker.»

FINGERABDRÜCKE & STAATSBEGRÄBNIS
Zu seinem Wesen gehörte aber auch eine –
für einen mächtigen Mann von so grosser 
Statur – eigenartige Schüchternheit. Oder 
war es der Respekt vor der Institution, dass 
er im Bundesratszimmer manchmal seine 
deutliche Sprache zu verlieren schien? 

Am 29. April 1983, im Kalten Krieg 
also, schloss der Bundesrat das Büro der 
 sowjetischen Nachrichtenagentur Nowosti 
in Bern. Das EJPD beschuldigte das Büro, 
vor allem über zwei der PdA angehörende 
Journalisten «Teile der Friedensbewegung 
beeinfl usst, Jugendliche ideologisch ge-
schult und kriminalisiert, Desinformation 
betrieben und zahlreiche Demonstratio-
nen organisiert zu haben; auch Dienstver-
weigerer habe es beraten». Wenig später 
wurde der geheime Bundespolizeibericht 

durch eine Indis-
kretion publik. 
Man verdächtigte 
die Entourage von 
Willi Ritschard, 
weil er im Bun-
desrat die Veröf-
fentlichung ange-

regt hatte. Der Bundesanwalt persönlich 
erschien im Vorzimmer des Departement-
schefs und entnahm die Fingerabdrücke 
der Sekretärin, des Generalsekretärs, des 
persönlichen Mitarbeiters und des Infor-
mationschefs. Als er mit dem Stempelkis-
sen vor Willis Büro stand, empfahl ich ihm 
dringend, es nicht zu weit zu treiben. Man 
hat den Täter nie gefunden. Doch erst die 
Indiskretion zeigte, dass die vorgebrachten 
Anklagen unbegründet waren. Die Bürger-
lichen trauten dem roten Ritschard nicht 
wirklich.

Willi war fürs Leben gern Bundesrat. 
Aber er war müde geworden, demissio-
nierte auf Ende Jahr und starb am 16. Ok-
tober 1983 bei einer Wanderung auf dem 
Grenchenberg BE/SO. Er erhielt ein Staats-
begräbnis.

Auf der Strasse
kam er einfach
nicht vorwärts,
so populär war
Willi Ritschard.

Willi Ritschard
1918: Im Landesstreikjahr kommt der 
 Solothurner in Deitingen zur Welt. 1936: 
Abschluss der Heizungsmonteurlehre. Ab 
1943: Gewerkschaftssekretär beim Schwei-
zerischen Bau- und Holzarbeiterverband, 
1955–63 Präsident des Solothurnischen 
Gewerkschaftskartells. 1945–63 SP-Kan-
tonsrat, 1955–63 Nationalrat, 1964–73 
Solothurner Regierungsrat. Am 5. Dezem-
ber 1973 Wahl in den Bundesrat mit 241 
von 242 Stimmen, zunächst Vorsteher des 
Verkehrs- und Energiewirtschafts-, ab 1980 
des Finanzdepartements. (mjk)

DER BELIEBTESTE BUNDESRAT ALLER ZEITEN: Der Sozialdemokrat und Gewerkschafter Willi Ritschard mit seiner Gattin Greti.  STADTARCHIV OLTEN

Oswald Sigg.  FOTO: PD



Von wegen idyllisch: 
In der Schweizer 
Landwirtschaft sind 
die Löhne mies und die 
Arbeitszeiten lang. 
Auch darum geht es bei 
den Abstimmungen am 
23. September. 
PATRICIA D’INCAU

Laura lächelt, Martin lächelt, 
Schaf und Schwein lächeln 
auch. Auf ihrem Bio-Bauern-
hof ist die Welt in Ordnung. 
Mit Laura und Martin sollen 
Kinder lernen, wie das 
Schweizer Bauernleben funk-
tioniert. Der Haken: Die bei-
den gibt es gar nicht. 
Sie sind eine Erfi ndung des 
Detailhändlers Coop. Und ha-
ben mit der Realität nur we-
nig zu tun.

3200 FRANKEN LOHN
Tatsächlich sterben der 
Schweiz die kleinen Höfe 
weg. 51 600 Bauernhöfe gibt 
es heute noch. Mitte der 
1970er Jahre waren es dop-
pelt so viele. An die Stelle des 
traditionellen Familienbe-
triebs traten grössere, unter-
nehmerisch geführte Be-
triebe. Die Plackerei auf dem 
Feld übernehmen oft Ange-
stellte (siehe Artikel unten). 
Zu Arbeitsbedingungen, die 
der langjährige Gewerkschaf-
ter und Bauer Philippe  Sauvin 
(66) mit einem Wort zusam-
menfasst: «Mittelalterlich!» 
Zwei Jahrzehnte war Sauvin 
auf Höfen und Feldern unter-
wegs, zuletzt für die Gewerk-
schaft «L’autre syndicat». Er 

weiss: «Monatslöhne von 
3200 Franken und Arbeitswo-
chen von bis zu 60 Stunden 
sind die Regel.» Zuschlag für 
Arbeitsstunden an Sonn- und 
Feiertagen gibt es nicht. Die 
tägliche Ruhezeit kann bis 
auf acht Stunden verkürzt 
werden. 

Und das ganz legal. 
Denn: Das Arbeitsgesetz gilt 
in der Landwirtschaft nicht. 
Auch ein Gesamtarbeitsver-
trag (GAV), der die Lücke fül-
len könnte, fehlt. Einzig kan-

tonale Bestimmungen, 
sogenannte Normalar-
beitsverträge, stecken 
einen gewissen Rah-
men ab. Aber Sauvin 
sagt: «Meistens ist dort 
nicht einmal ein Min-
destlohn festgelegt.» Er 
ist überzeugt: «Dass es 
kaum Regeln gibt, hat 
auch mit der geringen 
Wertschätzung dieser 
Branche zu tun.» Doch 
jetzt gibt es Bewegung: 

Am 23. September kommen 
gleich zwei Agrarvorlagen 
zur Abstimmung. Die «Fair-
Food»-Initiative der Grünen. 

Und die Initiative «für Ernäh-
rungssouveränität» von der 
Bauerngewerkschaft Uni-
terre, bei der auch Sauvin 
mitwirkte.

CHANCE FÜR BAUERN
Beide Initiativen wollen, dass 
in den Regalen mehr Lebens-
mittel stehen, die ökologisch 
und fair produziert werden. 
Ware, die zu miesen Löhnen 
hergestellt wird oder aus Mas-
sentierhaltung stammt, soll 
es beim Import schwieriger 
haben. Die Idee der Ernäh-
rungssouveränität ist noch 
umfassender: Sie will, dass 
die Versorgung so weit als 

möglich mit einheimischen 
Produkten abgedeckt wird. 
Als Konsequenz soll aber 
nicht die inländische Massen-
produktion gestärkt werden, 
sondern kleinere Bauernbe-
triebe. 

Bäuerinnen und Bauern 
sollen nicht mehr am Subven-
tionstropf hängen, sondern 
ein anständiges Einkommen 
erwirtschaften können. Etwa, 
indem weniger Geld im Zwi-
schenhandel versickert. Und 
nicht zuletzt soll der Bund 
endlich bei den Arbeitsbedin-
gungen der Angestellten hin-
schauen. 

Für Philippe Sauvin ist 
das dringend nötig. Denn: «Es 
braucht würdige Lebensbe-
dingungen für alle, die in der 
Landwirtschaft arbeiten.» Das 
sieht auch die Unia so. Sie un-
terstützt die Initiative. Nico 
Lutz, Geschäftsleitungsmit-
glied und Bauchef: «Es geht 
hier um eine der prekärsten 
Branchen überhaupt.»
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Biberli meint:
«Ohne Bauern
geht gar nix.»

Agrar-Abstimmungen vom 23. 9.: Für den Schutz von Arbeitnehmenden

2 x Ja gegen prekäre 
Jobs in der Landwirtschaft

Es ist halb sieben Uhr 
morgens, doch die 
Fliessbänder hier in 

der Rüsthalle laufen bereits, 
ein paar Frauen verpacken Sa-
lat. Über hundert Menschen 
arbeiten während der Hoch-
saison auf dem Betrieb, ein 
Drittel von ihnen bleiben das 
ganze Jahr. Viele von 
ihnen kommen aus 
Portugal, andere aus 
Polen, Ungarn, der 
Slowakei. Sie pfl ü-
cken Salat, Toma-
ten, Gurken – wäh-
rend zehn Stunden 
am Tag. 

Ich werde dem 
 Gemüsetunnel zugeteilt. Auf 
einem lottrigen Wägelchen 
fahre ich durch die Reihen 
und pfl ücke Gurken. Die 
Sonne scheint bereits in den 

Morgenstunden unerbittlich 
auf uns nieder. Ab zehn Uhr 
sind wir schweissnass. Hier 
im Tunnel ist es gefühlte 35 
Grad warm. 

DISZIPLIN. ‹Pausa!› hallt der 
Ruf  eines Mitarbeiters um 
zwei vor zwölf durch den Tun-

nel. Wir gehen rüber 
zum  Personalhaus, 
essen Bohnen mit 
Reis, Fleischeintopf, 
Tiefkühlpizza. Be-
reits um zwanzig vor 
eins verlassen die ers-
ten das Haus wieder 
Richtung Magazin: 
die Freilandarbeiten-

den, die in Kleinbussen auf 
die Felder gebracht werden. 
Ich gehe zurück in den Tun-
nel. Auf dem Weg komme ich 
an den gelben Blechcontai-

nern vorbei, die neben dem 
Maschinenlager stehen. ‹Ja, da 
wohnen Arbeiter drin›, ant-
wortet Chris auf mein er-
stauntes Nachfragen. Er sei 
froh, wohne er im Mehrbett-
zimmer im Personalhaus und 
nicht im Container: ‹Vor Mit-
ternacht kannst du dort un-
möglich einschlafen, da drin 
wird es viel zu heiss.› 

SCHMERZEN. Am Nachmittag 
lerne ich David kennen. Er ar-
beitet die dritte Saison hier. 
Seit letztem Jahr ist auch 
seine Freundin da. Er sagt: 
‹Deshalb arbeiten die Leute so 
diszipliniert: Wenn der Chef 
am Ende der Saison zufrieden 
mit dir ist, stellt er in der 
nächsten Saison jemanden 
aus deiner Familie oder dei-
nem Dorf ein.› Eigentlich 

sucht David nach einem ande-
ren Job. Er erzählt von Leuten, 
die in  Luzern in der Hotellerie 
arbeiten; das sei besser be-
zahlt. Aber wie solle er dort 

eine Woh-
nung fi n-
den, wenn 
er den gan-
zen Tag ar-
beite? Zu-
dem spre-

che er zu wenig gut Deutsch. 
Am Abend schaut David oft 
deutschsprachiges Fernsehen. 
Er versucht, sich die Wörter 
zu merken. ‹Doch nach weni-
gen  Minuten schlafe ich ein.› 

So läuft das Leben auf 
dem Betrieb. ‹Arbeit, Essen, 
Schlafen›, fasst Tiago, ein 
knapp 40jähriger Portugiese, 
seinen Alltag zusammen. Der 
Anfang sei am schlimmsten: 

Muskelkater, Rückenschmer-
zen, Schnupfen vom Blüten-
staub. Das gibt sich mit der 
Zeit, die abendliche Müdig-
keit bleibt. 

Man gewöhne sich an 
vieles, sagen die Leute hier. 
Man gewöhne sich daran, im 
Sommer Überstunden zu ma-
chen und sie Ende Saison ab-
zubauen. 

Man ist da, um abends 
auch mal bis neun zu arbeiten 
und am Samstag auch mal am 
Nachmittag. Man ist da, um 
zu tun, was andere von einem 
wollen: der Chef, der Stift, der 
Markt.»

Angriff der Versicherer 
auf unsere Renten 

So tief war 
der Zinssatz 
noch nie 
Erstmals überhaupt soll 
die Mindestverzinsung der 
Pensionskassenguthaben 
auf unter 1 Prozent sinken. 
Das bringt uns noch 
klei nere   Renten – und den 
 Versicherungskonzernen 
noch grössere Profi te.

RALPH HUG

Urban Hodel, Fachmann für Pen-
sionskassenfragen beim Gewerk-
schaftsbund, ist empört: «Das ist 
ein Tabubruch.» Die BVG-Kommis-
sion des Bundes will den gesetzli-
chen Mindestzins für die Alters-
guthaben von bisher 1 auf 0,75 
Prozent senken. So tief war der 
Zins noch nie. Folgt der Bundesrat 
diesem Antrag, hat das böse Fol-
gen im Portemonnaie der Versi-
cherten. Bei einem angesparten 
PK-Vermögen von 300 000 Franken 
gibt es volle 750 Franken weniger 
Zins im Jahr. Das schenkt ein. 

8 PROZENT RENDITE
Die Senkung ist unnötig. Das zei-
gen die Zahlen. Die Pensionskas-
sen erzielten im vergangenen Jahr 
mit ihren Anlagen eine satte Ren-
dite von 8 Prozent. Auch in den 
letzten sechs Jahren fuhren sie im 

Schnitt schöne 5,5 Prozent ein. Sie 
mussten aber in dieser Zeit durch-
schnittlich nur 1,5 Prozent verzin-
sen. Im letzten Jahr verdienten die 
Pensionskassen mit unserem Al-
tersgeld 60 Milliarden Franken. Fi-
nanzkonzerne wie die Swiss Life 

schöpfen weiterhin grosse Ge-
winne ab. Statt bei den Versicher-
ten landen diese aber in den 
 Taschen der Manager und Aktio-
närinnen. Die Swiss Life unter ih-
rem SVP- nahen Chef Rolf Dörig ist 
der grösste Lebensversicherer im 
Land. Allein im letzten Halbjahr 
scheffelte er einen Reingewinn 
von 561 Millionen Franken – 7 Pro-
zent mehr als im Vorjahr. 

GIERIGE KONZERNE
Nicht einmal das genügt der gie-
rigen Finanzlobby. In der BVG-
Kommission wollte sie den Min-
destzins sogar auf 0,25 Prozent 
 herabdrücken. Die Gewerkschaf-
ten beantragten hingegen einen 
Satz von 1,25 Prozent. Der hätte 
den Versicherten mehr Zins und 
damit mehr Rente gebracht. 

Die unabhängigen Pensions-
kassen wollten den bisherigen 
Mindestzins von 1 Prozent beibe-
halten. Urban Hodel sagt: «Die Pri-
vatversicherer waren schon im-
mer die Treiber nach unten.» Mit 
ihrer Unersättlichkeit würden sie 
die zweite Säule noch in den Ab-
grund reissen. 

Das sah Student Nils Wyssmann bei einem Gemüseproduzenten im Mittelland: 

Sie schlafen in Blechcontainern

Die Pensionskassen
kassierten 2017 dank
unserem Altersgeld
60 Milliarden Franken.

Preisaufschlag: 
«Höchstens 3 
bis 5 Prozent»
Die Agrarinitiativen kamen in 
ersten Umfragen gut an. Dann 
behauptete der Wirtschaftsdach-
verband Economiesuisse: Bei 
einer Annahme würden Lebens-
mittel bis zu 50 Prozent teurer. 

PREISFRAGE. «Ein Lügen-
märchen», kontert Bauernver-
bandschef Markus Ritter im 
«Blick». Ins Gebet nimmt er den 
mächtigen Zwischen- und Detail-
handel, wo heute viel Geld landet. 
Ritter: «Bei den Margen gibt es 
hier Spielraum.» Und selbst wenn 
nach einem Ja bei den Margen 
alles beim alten bliebe, rechnet 
Ritter «im schlimmsten Fall» mit 
einem Aufschlag «um 3 bis 5 
Prozent».

SCHWELLENLÄNDER. Gestritten 
wird auch um die internationale 
Auswirkung der Initiativen. Kritiker 
sagen: Sie schaden Entwicklungs- 
und Schwellenländern. Christine 
Badertscher vom Hilfswerk 
«Swissaid» hält dagegen: «Gerade 
die Fair-Food-Initiative ist für 
diese Länder eine Chance, da 
mehr sozial und nachhaltig 
produzierte Lebensmittel 
ge handelt werden.» Denn: Heute 
könnten sie nur Rohstoffe zollfrei 
exportieren. Verarbeitete Pro-
dukte nicht. Mit Fair Food könnte 
diese Schranke fallen. Badert-
scher: «Für diese Länder heisst 
das: mehr  Wertschöpfung.» (pdi)

SCHWEINEREI: Die Arbeitsbedingungen auf Bauernbetrieben in der Schweiz 
grenzen an Sklaverei.  FOTO: KEYSTONE

Das Arbeitsgesetz
gilt in der Landwirt-
schaft nicht.

ÖKONOM URBAN HODEL: «Die 
Privatver sicherer werden die 2. Säule 
noch in den Abgrund reissen.» 
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Nils Wyssmann studiert Soziologie 
und Sozialanthropologie. Für ein 
Forschungsprojekt über die Arbeits- 
und Lebensrealitäten migrantischer 
Mitarbeitender arbeitete er in der 
Gemüse- und Obstproduktion. 

Die Arbeitsbedingungen auf Bauernbetrieben in der Schweiz 

«Nur
Arbeiten,
Essen,
Schlafen.»

TIAGO

Nils Wyssmann.
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Endlich: Am 2. Juni 2002 
sagten 72,2 Prozent der 
Schweizer Stimmberechtigten 
Ja zur  Fristenregelung.  Zuvor 
hatte die Schweiz eine der 
restriktivsten Abtreibungs-
regelungen in Europa.
LEENA SCHMITTER*

Ganze 60 Jahre dauerte es bis zur Liberalisierung 
des Schwangerschaftsabbruchs. 60 Jahre? Eine fi xe 
Zahl ist für die Historikerin immer ein Grund für 
 Irritation. Auch wenn die Einführung des ersten ge-
samtschweizerischen Strafgesetzbuchs von 1942 zu 
Recht als gewichtiger Einschnitt gilt: sozialpoliti-
sche Kämpfe, welche die körperliche Integrität von 
Frauen im Fokus hatten, existierten nämlich auch 
schon vorher. Bis Ende des 19. Jahrhunderts waren 
es ledige, verwitwete wie auch verheiratete Frauen 
aus ärmeren Schichten, die zum Abbruch einer 
Schwangerschaft gezwungen waren. Dies aus öko-
nomisch-sozialen Gründen.

FINGERHUT UND KURPFUSCHER
Untersuchungen von Gerichtsakten aus den Jahren 
1906–1919 über Frauen, die (illegal) abgetrieben 
 hatten, zeigen ihre Beweggründe: die wirtschaftli-
che Not oder der Wunsch zur Begrenzung der Kin-
derzahl. Sie zeigen auch, wie die Frauen konkret ab-
trieben: indem sie Gebräue aus Fingerhut, Absinth, 
 Safran oder Raute einnahmen, sich Seifenwasser, 
Jod, Phenol und Chinarindenwein einspritzten oder 
Laminariastifte und Kanülen einführten. Abtreiben 
war lebensgefährlich. Besonders, wenn Frauen ei-
nen Kurpfuscher aufsuchen mussten. Viele starben 
an den unhygienischen Verhältnissen, an Bauchfell-
entzündungen usw.

Es ist naheliegend, dass sich hauptsächlich 
 sozialistische Frauen für eine Reformierung des 
 Abtreibungsparagraphen einsetzten. Zu Beginn des 
20. Jahrhunderts kämpften Teile der Arbeiterinnen-
bewegung zusammen mit der politischen Linken 
für die Entkriminalisierung der Abtreibung. 1909 
forderte etwa der Arbeiterinnenverein Zürich, die 
Mindeststrafe bei Verstoss gegen das Abtreibungs-
verbot zu senken. 1914 setzte sich der Schweizeri-
sche Arbeiterinnenverband für die Straffreiheit in 
den ersten drei Monaten der Schwangerschaft ein.

STRAFRECHT VON MÄNNERN FÜR MÄNNER
Dann kam die neue Frauenbewegung. Die Forde-
rung nach freier Abtreibung stellte ab 1968 einen 
wichtigen Anspruch dar. Sie spielte eine zentrale 
Rolle bei der Mobilisierung feministischen Engage-
ments. Die neue Frauenbewegung stellte das seit 
der Industrialisierung herrschende bürgerliche 
Frauenideal in Frage und erweiterte den Protest der 
68er Studierendenbewegung mit einer vertieften 
 feministischen Machtkritik. Der politischen Gleich-
berechtigung setzten sie neue Postulate entgegen, 
wie etwa sexuelle und körperliche Integrität oder 
Lohn für Hausarbeit. Ihnen ging es um den um-
fassenden kulturellen Wandel eines gesellschaftli-
chen Systems, das sie als bürgerlich-patriarchal ein-
stuften.

Wie in anderen europäischen Ländern und in 
den USA haben Feministinnen seit den frühen 
1970er Jahren auch in der Schweiz für die Straf-
losigkeit und Entkriminalisierung des Schwanger-
schaftsabbruchs gekämpft – im Namen von Selbstbe-
stimmung, Autonomie und körperlichen Integrität. 
Dies kulminierte in einem harten Kampf, in dem das 
Strafrecht «von Männern für Männer» grundlegend 
in Frage gestellt wurde. 

Es ging den  Feministinnen auch um die Aner-
kennung von Frauen als politische Subjekte. Und 
nicht länger als Objekte männlicher Weltanschau-
ung und Politik. Sie verstanden, wie es die Frauen-
gruppe der Progressiven Organisationen der Schweiz 
(POCH) 1975 zuspitzt: «den Kampf für den strafl osen 
Schwangerschaftsabbruch als Teil des Kampfes für 
die Befreiung der Frau». Die feministischen Debat-
ten über die Abtreibung setzten die  gesellschaftlich 
als privat markierten Elemente als Ausgangspunkt: 

den weiblichen Körper, die Sexualität, die Gebär-
fähigkeit der Frau. Diese Auseinandersetzungen 
dienten als Grundlage für die feministische Kritik 
an den patriarchalen Machtverhältnissen. Mit ihrer 
Losung: «Das Private ist politisch» sprachen Feminis-
tinnen der 1970er Jahre jenen  Bereichen, die vor-
mals als unpolitisch gegolten  hatten, eine politische 
Komponente zu. Sie betrachteten die Kontrolle über 
ihre Reproduktion als ein zentrales Thema und die 
Möglichkeit des legalen und sicheren Abbruchs 
 einer Schwangerschaft als eines ihrer wichtigsten 
Ziele. 

KONTROLLE ÜBER IHR EIGENES LEBEN
Es ging ihnen um mehr als um eine juristische Re-
gelung oder einen Paragraphen: «Ob Kinder oder 
keine, entscheiden wir alleine» war ein weitverbrei-
teter Slogan, der diese Haltung in ihrer Ganzheit 
umfasst. Es ging ihnen um die Kontrolle über ihr ei-
genes Leben und um die Voraussetzung, ganz an der 
Gesellschaft partizipieren zu können. 

Damit setzten sie auch einen wichtigen Kon-
trapunkt zu den sogenannten Lebensrechtsbewe-
gungen, also den Abtreibungsgegnerinnen und 
-gegnern, die sich zu Beginn der 1970er Jahre zu for-
mieren begannen. 1979 etwa brachten die Vereini-
gungen «Ja zum Leben» und «Helfen statt töten» die 
Initiative «Ja zum Leben» in Umlauf, die ein kom-
plettes Abtreibungsverbot forderte: Sie defi nierte 
den Beginn menschlichen Lebens mit der Zeugung, 
das nur durch den natürlichen Tod beendet werden 
könne. Abtreibung ist demnach Mord.

Mit ihrem Aktivismus wollten Feministinnen 
also auch als mündige Subjekte anerkannt werden 
und dem Vorwurf, «Kindsmörderinnen» zu sein, ent-
gegenwirken, indem sie sich für gewollte Kinder 

 aussprachen. Oder wie es 
die feministische Frauenzei-
tung «Fraz» auslegte: «Wir 
wollen nicht nur abtreiben können, sondern wir 
wollen auch Kinder haben können, und zwar unter 
guten Bedingungen, wir wollen sie nicht isoliert 
in der Kleinfamilie aufziehen, wir wollen unsere 
 Sexualität geniessen können, wir wollen die Ärzte 
und Ehemänner von der Verantwortung (der schwe-
ren!) für uns befreien.» (1. Juli 1975)

Die neue Frauenbewegung hat ihren Aktivis-
mus für straffreien Schwangerschaftsabbruch in 
 einer gesamtgesellschaftlichen Kritik situiert. Sie er-
möglichte es, über Selbstbestimmung als ein eman-
zipatorisches Konzept zu sprechen: Feministinnen 
anerkannten Frauen als aktive Subjekte  ihres eige-
nen Lebens, die sich und anderen die Freiheit von 
diskriminierenden sozialen Einschränkungen er-
kämpften. Für Feministinnen war die Rhetorik der 
Selbstbestimmung eine Möglichkeit, über das ei-
gene Leben und die Lebensperspektiven zu bestim-
men – ohne durch Gynäkologen, religiöse und mo-
ralische Standards bevormundet zu werden. So ist 
gerade die Anerkennung des Zusammenhangs zwi-
schen persönlicher Erfahrung und sozialer Situa-
tion ein Vermächtnis der neuen Frauenbewegung.
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60 Jahre bis zur Liberalisierung des Schwangerschaftsabbruchs

Kinder oder keine, das 
entscheiden wir alleine!

* Leena Schmitter ist Geschlechterforscherin und 
Medien sprecherin bei der Unia. Ihre Dissertation hat sie 
über die Frauenbewegung und die Liberalisierung des 
Schwangerschaftsabbruchs in der Schweiz geschrieben. 

Was Frauen 
wollen: Streik!
Manche machen es so: Sie 
streichen sich die Tage im 
Kalender durch, bis das grosse 
Ereignis endlich da ist. Der 
Geburtstag zum Beispiel oder 
das Wiedersehen mit den Liebs-
ten. Am 14. Juni 1981 wurde die 
Gleichstellung zwischen Mann 
und Frau in der Bundesverfas-
sung verankert. Wäre damals 
eine Frau auf die Idee gekom-
men, die restliche Zeit bis zur 
Lohngleichheit zu zählen: Sie 
hätte mittlerweile fast 14 000 
Tage abgehäkelt. Jeder davon 
ein Verfassungsbruch.

LOHNBSCHISS. Frauen verdienen 
immer noch weniger als Män-
ner. Durchschnittlich 590 Fran-
ken pro Monat, rund 7000 im 
Jahr. Weil Frau halt Frau ist und 
kein Mann. Das hat das Berner 
Büro für arbeits- und sozialpoli-
tische Studien (BASS) exklusiv 
für work berechnet (rebrand.ly/
work-Studie).
Und die Politik bummelt weiter. 
Zwar hat der Ständerat nach 
langem Hin und Her entschie-
den, dass sich Unternehmen mit 
mehr als 100 Beschäftigten alle 
vier Jahre einer Lohnanalyse 
unterziehen sollen. Das betrifft 
aber nur 1 Prozent aller 

Betriebe. Und Sanktionen haben 
die fehlbaren Unternehmen 
nicht zu befürchten. 
Das Geschäft kommt nun in den 
Nationalrat und wackelt: FDP 

und SVP lehnten es in 
der zuständigen 
Kommission 
geschlossen ab. Es ist 
also nicht ausge-
schlossen, dass die 
Rechten die Lohn-
kontrollen bachab 
schicken. Unia-

Geschäftslei-
tungsmitglied 
Corinne 
Schärer sagt: 
«Kippt das 
Gesetz, ist das 
ein Affront. 

Kommt es durch, hat Frau 
trotzdem wenig zu feiern.»
 
FRAUENFRÜHLING. Kein Wunder, 
haben die Frauen die Nase voll. 
Am 22. September gehen sie auf 
die Strasse. Ein breites Bündnis 
aus Gewerkschaften, Parteien 
und Frauenorganisationen ruft 
zur grossen Lohngleichheits-
Demo. Mehr noch, in Lausanne 
und Genf, im Wallis und in 
Basel, in Bern und in Zürich 
haben Frauen bereits beschlos-
sen: Am 14. Juni 2019 kommt der 
zweite Frauenstreik der Schweiz. 
Wir haben Frauenfrühling – und 
das im Herbst. Denn es geht 
längst nicht nur um Lohngleich-
heit. Sondern auch um die 
unbezahlte Hausarbeit. Um 
Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Um verbale und physische 
Gewalt gegen Frauen. Um Armut 
im Alter und blöde Anmache im 
Ausgang. Die Anliegen sind so 
vielfältig wie die Frauen selbst. 
Über hundert sitzen schon in 
den kantonalen Streikkomitees. 
Es sind Berufstätige und Haus-
frauen, Rentnerinnen und 
Studentinnen. Und laufend 
werden es mehr. work bleibt 
dran. PATRICIA D’INCAU

60 Jahre: Das Stichdatum
1942 sieht das erste Strafgesetzbuch der Schweiz den 
Schwangerschaftsabbruch bei medizinischer Indikation vor. 
1971 lanciert ein fünfköpfi ges Komitee die Volksinitiative 
für «Strafl osigkeit der Schwangerschaftsunterbrechung». 
1975 lehnt die Bundesversammlung die Initiative ab. Sie 
wird zugunsten einer Initiative für die Fristenlösung zurück-
gezogen. Diese wird 1977 mit 51,7 Prozent abgelehnt. Erst 
2002 wird die Fristenlösung per Gesetz legalisiert.

SKANDALÖS: Erst 
seit 16 Jahren 
dürfen Frauen in 
der Schweiz selber 
bestimmen, ob sie 
Kinder wollen oder 
nicht.  FOTO: JUSO

 aussprachen. Oder wie es 
die feministische Frauenzei-
tung «Fraz» auslegte: «Wir 

der zuständigen 
Kommission 
geschlossen ab. Es ist 
also nicht ausge-
schlossen, dass die 
Rechten die Lohn-
kontrollen bachab 
schicken. Unia-

Geschäftslei-
tungsmitglied 
Corinne 
Schärer sagt: 
«Kippt das 
Gesetz, ist das 
ein Affront. 

Kommt es durch, hat Frau 

FAKE-BART: Mit Bärten gegen 
Lohnungleichheit. Aktion der Unia 
auf dem Bundesplatz.  FOTO: KEYSTONE



Sven Sobernheim (29), 
Verkehrsplaner, Zürich

Mit Transparenz gewinnen 
alle! Es dient nämlich nur den 

 Arbeitgebern, wenn wir nicht über 
die Löhne reden. Wenn wir unsere 
Löhne aber trans-
parent machen, 
dann gleichen 
sich die Unter-
schiede schnel-
ler aus.»

Renate Takacs (31), 
Briefträgerin, 
Münchenstein BL

Bei der Post haben wir 
ein Lohnband. Innerhalb 

dieses Lohnbandes verdienen 
Männer und Frauen gleich 
viel. Auch die Einstiegslöhne 

sind gleich hoch. Innerhalb 
des Lohnbandes kommt es auf 
die Leistung an. Dort sollte 
das Geschlecht keine Rolle 

spielen, da alle nach den genau gleichen Kriterien 
bewertet werden.»

Beat Schenk (26), Elektro-
Sicherheitsberater, Kreuzlingen TG

Alessandro Cappelli (40) ,
Sicherheitsagent, 
Capolago TI

Für unsere gefährliche 
 Arbeit ist der Lohn nicht 

angemessen. Vor allem steigt 
er mit zunehmender Erfahrung 
nicht an. Wir kämpfen 
dafür, dass das sich 
 bessert, für Männer 
und für Frauen!»

Jacqueline Hasler (29), 
Pfl egerin im Altersheim, 
St. Gallen

Das ist ein 
typischer 

 Frauenberuf, und 
da sind die Löhne 
entsprechend tief. 
Bei uns im Gesund-
heitswesen verdienen 

auch die 
Männer 
wenig, 
wenn sie in 
der Pfl ege 

arbeiten. Es ist also nicht so sehr eine 
Frage der Lohnungleichheit bei uns. 
 Vielmehr müssten alle mehr verdienen, 
denn die Arbeit in der Pfl ege ist körper-
lich und geistig sehr anspruchsvoll und 
anstrengend.»

Renate Takacs (31), 
Briefträgerin, 
Münchenstein BL
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Für mich ist es selbstverständlich, dass 
die Frauen für die gleiche Arbeit gleich 
viel verdienen. Ich sehe überhaupt kei-

nen Grund, warum das anders sein sollte. Bei 
uns in der Bäckerei ist es aber so, dass im 
Verkauf nur Frauen arbeiten. Die Männer 
arbeiten in der Backstube, und wie viel die 
verdienen, weiss ich leider nicht.»

Nicolas Eichenberger (28), 
Audio-Video-Techniker, Basel 

In unserer Firma ist Lohntrans-
parenz leider kein Thema. Im 

Gegenteil: Der Chef sagt, es sei ein 
Kündigungsgrund, mit anderen über 
den Lohn zu sprechen.»

Manche arbeiten effi zienter als 
andere. Also kann man nicht 
einfach sagen, alle bekommen 

den gleichen Lohn für die gleiche Arbeit. 
Die Qualität muss auch berücksichtigt 
werden und natürlich das Alter. Ein 
Junger arbeitet vielleicht auf den 
ersten Blick schneller. Ein Alter 
hingegen hat mehr Erfahrung, er 
mag etwas langsamer sein, dafür 
arbeitet er überlegter und ver-
ursacht weniger Unfälle. Das 
muss man alles 
berücksichtigen. 
Aber ganz sicher 
darf das Geschlecht 
allein kein Grund 
sein für einen Lohn-
unterschied!»

Manuela Peduzzi (48), Sicher-
heitsagentin, Verdabbio GR 

Mein Stundenlohn ist 22 Franken – 
sogar noch etwas weniger als 
meine männlichen Kollegen. Das 

reicht nicht, um anständig zu leben! 
Wir arbeiten draussen, in Wind 

und Wetter, und meist in der 
Nacht. Am gefährlichs-
ten ist es als Tür-
steherin vor einer 
Disco, da muss ich 

ständig mit Konfl ikten 
rechnen. Dafür ist der 
Lohn einfach zu tief!»

Diana Fedzioryna (30), 
Verkäuferin in einer Bäckerei, Brig

 Jakob Auer (57),
Montagemitarbeiter, Arbon TG 

Lohngleichheit: Die grosse work-Umfrage mit couragierten Menschen, die endlich Lohngleichheit wollen

«Ich verrate meinen Lohn, weil …»

Bei uns im Heizungsge-
werbe arbeiten prak-

tisch keine Frauen. Das ist 
halt körperlich sehr streng. 
Aber wenn jetzt eine Schwin-
gerkönigin oder sonst eine 
Grosse mit sehr viel Kraft 
käme, dann hätte sie sicher 
eine Chance und würde dann 
auch gleich viel verdienen.»

Urs Walther (64), 
Heizungsmonteur, Oberburg BE

Wir arbei-
ten gleich 
streng 

und geben gleich 
viel Energie in 
die Arbeit wie die 
Männer. Ausser-
dem machen wir 
Frauen in den 
meisten Fällen 
noch den Haushalt 
und kümmern uns 
um die Kinder. Es 
gibt also überhaupt keinen Grund, warum 
wir weniger verdienen sollten.»

Maude Rufi  (39), 
Uhrmacherin, Le Noirmont JU

In unserer Firma ver-
dienen Männer und 

Frauen gleich viel für die glei-
che Arbeit. Das kann ich mit 
Stolz sagen. Denn wir  haben in 
den letzten Jahren alle 
Löhne auf Lohngleich-
heit überprüft. Nun 
gibt es bei uns keine 
geschlechterspezifi -
schen Lohndiskrimi-
nierungen mehr. 
Das müsste überall 
geprüft werden!»

Benoît Constantin (54), 
Pressführer in der Aluminium-
industrie, Siders VS

 Bei uns im 
Verkauf 
arbeiten fast 

nur Frauen. Und 
viele von ihnen sind 
schlecht ausgebildet. 
Entsprechend tief sind 
die Löhne. Es ist halt 
gerade im Verkauf 
schon so, dass die 
Männer oft etwas 
mehr Wert auf die 
Ausbildung  legen, und 
entsprechend machen 

sie dann Karriere und haben höhere Löhne. 
Aber allgemein, auf alle Berufe gesehen, 
gibt es sicher auch eine grosse Lohn-
differenz, die nichts mit der Qualifi kation 
zu tun hat. Wir reden ja bei den Gewerk-
schaften von 20 Prozent Lohndifferenz. 
Dagegen  müssen wir unbedingt etwas tun, 
denn das ist schlicht ungerecht.»

Annouk Besson (37), 
Filialleiterin Bijouterie, 
La Chaux-de-Fonds NE

Manche arbeiten effi zienter als 
andere. Also kann man nicht 
einfach sagen, alle bekommen 

den gleichen Lohn für die gleiche Arbeit. 
Die Qualität muss auch berücksichtigt 
werden und natürlich das Alter. Ein 
Junger arbeitet vielleicht auf den 
ersten Blick schneller. Ein Alter 
hingegen hat mehr Erfahrung, er 
mag etwas langsamer sein, dafür 
arbeitet er überlegter und ver-
ursacht weniger Unfälle. Das 

darf das Geschlecht 

sein für einen Lohn-

 Jakob Auer (57),
Montagemitarbeiter, Arbon TG 

 weil …»
Judith Baisotti (61), 
Spitex-Pfl egerin, Olten 

 Ich bin im Stundenlohn 
angestellt und bekomme 
zwischen 19 und 22 Fran-

ken pro Stunde. Ich würde 
 gerne mehr arbeiten, be-
komme aber nicht mehr 
 Stunden zugeteilt. Die Bürger-

lichen wollen ja das Frauen-
rentenalter erhöhen. Für mich ist klar: Das gibt’s 
erst, wenn die Lohngleichheit erreicht ist!»

Tobit Brüllmann (19), 
Sanitärinstallateur, St. Gallen

Es gibt keinen 
Grund, warum 

Frauen weniger ver-
dienen sollten. Und der 
Lohnunterschied ist 
doppelt ungerecht, 
denn sie zahlen ja 
noch die Pink Tax – auf 
Kosmetika für Frauen 

werden ja auch 
noch mehr Steu-
ern erhoben als 
auf den Sachen 
für die Männer.»

Über den Lohn 
spricht man nicht, 
zumindest in der 
Schweiz. Dabei ist 
Lohntransparenz 
der erste Schritt 
gegen Diskriminie-
rung und für Lohn-
gleichheit. Noch 
immer verdienen 
Frauen rund 
20 Prozent weniger 
als Männer. Damit 
sich dies endlich 
ändert, brechen 
diese  Frauen und 
Männer ein Tabu: 
Sie verraten ihren 
Lohn (brutto, bei 
100 Prozent, im 
Stundenlohn oder 
auf Mandatsbasis).

Stefan Bruderer 
(29), Lokführer, 
Zürich
 Lohngleichheit 

geht uns alle an – 
nicht nur die Frauen, 
sondern eben auch uns 
Männer. Diese Unge-
rechtigkeit werden wir 
gemeinsam beseiti-
gen. Selbstverständ-
lich gehe ich auch an 
die Frauendemo am 
22. September!»

3850.–

5600.–

«Zeig deinen Lohn!» Eine 
Kampagne macht Schlagzeilen

«Lohntrans-
parenz ist der 
erste Schritt»
SABINE REBER

Lohntransparenz ist eine alte Forderung aus fe-
ministischen Kreisen. Denn nur wenn die 
Frauen wissen, was ihre Arbeitskollegen verdie-
nen, können sie gegen diese Diskriminierung 

vorgehen. In den letzten 
zwanzig Jahren gab es im-
mer wieder Versuche, die 
Löhne transparent zu ma-
chen, aber bisher scheiter-
ten sie am Widerstand der 
Männer. Nun wagen die Ge-
werkschaften einen neuen 
Anlauf Lohntransparenz 
mit einer Kampagne be-
liebt zu machen. work 

sprach mit Mitinitiant Markus Bischoff, Anwalt 
und Chef des Gewerkschaftsbundes des Kantons 
Zürich. Und wollte von ihm wissen, ob es dies-
mal gelingen werde. 

work: Ihre Kampagne «Zeig deinen Lohn» 
löst grosses Medienecho aus. Sind Sie 
 zufrieden? 
Markus Bischoff: Ja, es läuft sehr gut. 950 Perso-
nen haben bis heute den Lohn veröffentlicht. 
Nachdem «20 Minuten» und «Blick am Abend» 
über unsere Kampagne berichtet haben, besuch-
ten 70 000 Leute an einem Tag die Website. Heute 
sind es noch mehrere Tausend pro Tag, wobei die 
Verweildauer im Schnitt 3½ Minuten ist.

Warum haben Sie die Kampagne gerade 
jetzt lanciert?
«Zeig deinen Lohn» ist zunächst als Mobilisie-
rung für die grosse Frauendemo zur Lohngleich-
heit am 22. September gedacht. Danach werden 
wir weitere Mobilisierungsschritte einleiten.

Was erwarten Sie von Ihrer Kampagne? 
Wenn Löhne nicht mehr 
tabu sind und öffentlich 
diskutiert werden, wer-
den die Unterschiede 
zwischen Mann und 

Frau, zwischen Schweizern, Schweizerinnen 
und Migranten, Migrantinnen und auch die 
grossen Lohnunterschiede zwischen den Bran-
chen transparent. Transparenz ist der erste 
Schritt für eine öffentliche  Diskussion und der 
Beginn der Gleichstellung.

Können Kampagnen wirklich etwas 
 verändern?
Gesellschaftliche Änderungen brauchen Zeit, 
aber sie kommen. Wer erinnert sich heute noch 
daran, dass in den 1980er Jahren eine Kampagne 
gegen das Wort «Fräulein» geführt wurde? Doch 
es hat gewirkt.

Viele Leute sagen, in ihrem Betrieb sei es 
verboten, über die Löhne zu reden. Darf der 
Chef das wirklich verbieten? 
Das ist Blödsinn. Der Lohn ist kein Geschäfts-
geheimnis, deshalb dürfen alle mit allen dar-
über reden.

Wie reagieren die Gewerkschaften auf die 
Kampagne? Früher waren ja insbesondere 
die Männer in den Gewerkschaften gegen 
die Herstellung von Lohntransparenz.
Die Reaktion in den grossen Verbänden ist posi-
tiv, sie unterstützen uns offi ziell und machen 
teilweise sehr aktiv mit. Einige Verbände  haben 
sich sehr engagiert, andere haben geschwiegen 
oder die Kampagne sogar abgelehnt: Männer-
dominierte Gewerkschaften hielten in der Regel 
eher Distanz zur Kampagne.

1600.–

4750.–

5100.–

5430.–

4000.–

Michèle Witschi (26), 
Gärtnerin mit Zusatzaus-
bildung Naturgärtnerin, Be rn

In unserer 
Branche 

sind wir alle 
schlecht be-
zahlt. Für uns 
bedeutet Lohn-
gleichheit also 
vor allem, dass 

wir endlich gleich 
viel verdienen wie 

die Kollegen auf dem Bau. Denn wir 
chrampfen ja gleich hart wie diese!»

4700.–

5625.–

6500.–

6250.–
4680.–

6907.–

Michèle Dünki (29), Koordinatorin 
Bibliotheksverband, Zürich

Ein Lohnun-
terschied von 

wenigen Hundert 
Franken bei Kar-
rierebeginn kann 
bis zur Pensionie-
rung auf eine halbe 
Million Franken 
anwachsen. Deshalb 
geht Lohngleichheit 
uns alle etwas an!»8000.–

5100.– 

Manuela Peduzzi (48),
heitsagentin, Verdabbio GR 

Mein Stundenlohn ist 22 Franken – 
sogar noch etwas weniger als 
meine männlichen Kollegen. Das 

reicht nicht, um anständig zu leben! 
Wir arbeiten draussen, in Wind 

und Wetter, und meist in der 
Nacht. Am gefährlichs-
ten ist es als Tür-
steherin vor einer 
Disco, da muss ich 

ständig mit Konfl ikten 
rechnen. Dafür ist der 
Lohn einfach zu tief!

 1700.–

Zoran Andreev (32), 
Maschinenoperateur, Siders VS

Pascal Bassu (49), Business-
analyst, Wetzikon ZH

8200.–

«Mit der Lohn-
gleichheit ist 

das ein ganz klarer 
Fall: Alle Menschen 
haben für die glei-
che Arbeit auch den 
gleichen Lohn zugute, 
egal, welcher Her-
kunft und welchen 
Geschlechts sie sind. 
Das müsste doch 
selbstverständlich 
sein.»

Angela Penkov (39), 
Lehrerin / Schul rätin /
Stadträtin, Schaffhausen

Gerade Frauen leisten 
viel ehrenamtliche Arbeit, 

etwa in der Politik. Dazu 
 kommen Haushalt und Kinder-
betreuung – ebenfalls unbe-
zahlt. Das macht die Lohn-
ungleichheit noch 
schlimmer.»

Ich fi nde das 
doppelt schlimm, 

weil sich die Lohn-
ungleichheit durch 
das ganze Leben 
weiterzieht – und 
sich dann schliesslich 

auch in den 
schlechteren 
Renten
der Frauen
äussert.»

4980.–

5600.–

4330.– 

7176.–

ZEIGDEINENLOHN.CH Die neue Web-
site sorgt für Transparenz und leistet so einen Beitrag 
gegen Lohndiskriminierung. Hinter der Website stehen 
25 Organisationen, darunter die Gewerkschaften Unia, 
SEV, Syndicom, VPOD und Syna sowie die SP, die Alter-
native Liste wie auch die Juso und die Grünen des 
Kantons Zürich. 

6400.–

2800.– 

Manuela Bührer 
(55), Desktop-
Publisherin, 
Schaffhausen 

«Wenn Frau-
en fi nanziell 

von ihren Männern 
abhängig sind, dann 
sind sie auch eher 
häuslicher Gewalt 

ausgesetzt und kön-
nen sich schlecht da-

gegen wehren. Genug zu verdienen, das 
ist entscheidend für die Unabhängigkeit 
der Frauen! Und darum braucht es auch 
die Lohngleichheit.»

5250.–

Peter Leuenberger (59), Polier, 
Liebefeld BE 

Maurer ist heute 
noch zu 99 Prozent 
ein Männerberuf. 

Aber ich habe einmal mit 
einer Maurerin zusammen-
gearbeitet. Am Anfang 
hatte ich ehrlich gesagt 
Bedenken, ob sie das könne, 
denn wir mussten schwere 
Randsteine lupfen. Aber 
schon nach dem ersten 
Stein war klar: Die kann richtig 
zupacken. Das hat mich 
be eindruckt. Logisch, dass Frauen auch den glei-
chen Lohn bekommen sollen. Die Steine sind ja 
gleich schwer, egal ob du Mann oder Frau bist.»

7417.–

Es ist eine unheimlich schlechte 
Angewohnheit von uns Schweizerin-

nen und Schweizern, dass wir nicht über 
den Lohn reden. Wenn wir es täten, wür-
den wir merken, dass wir eigentlich alle 
etwas zu wenig verdienen. Ich wohne grad 
an der Grenze zu Deutschland – dort 
spricht man viel lockerer über den Lohn.»

workfrage:
Was denken Sie über
die Kampagne 
zeigdeinenlohn.ch für 
mehr Lohntransparenz?
Schreiben oder mailen Sie uns Ihre Meinung 
zu diesem Thema! Eine Auswahl der 
Antworten lesen Sie in der nächsten Ausgabe. 
E-Mail oder Brief an: work, Frage, 
Postfach 272, 3000 Bern 15, 
redaktion@workzeitung.ch
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Der Lohn ist
kein Geschäfts-
geheimnis.

ZUSAMMENGESTELLT VON SABINE REBER UND CHRISTIAN EGG

Lukas Larcher (41), 
Spitalclown, Biel

Ich arbeite auf 
Mandats-

basis und komm e 
un gefähr auf ein 
60-Prozent-Pen-
sum. Es ist wichtig, 
tiefe Löhne anzuhe-
ben und die Sozi-
alversicherungen 
aufzuwerten. Damit 
auch Menschen, die 
wenig verdienen, 
im Alter etwas zu lachen haben.» 

Ivan Kolak (33), 
Unia-Gewerkschaftssekretär, Bern

Den Frauen weht ein kalter 
Wind entgegen. Denn die 

Lohnungleichheit ist nur ein Aspekt 
der Frauenverachtung, die wir auch 
in anderen Bereichen sehen – das 
Spektrum reicht von Sexismus über 
die Geringschätzung der Care- Arbeit 
bis hin zu offe-
ner Gewalt. Um 
das zu ändern, 
müssen auch 
wir Männer 
 unseren Mund aufmachen und die Frauen in ihrem Kampf 
unterstützen. Wir haben noch viel zu tun, damit die Gesell-
schaft gerechter wird.»

Jetzt reicht’s! Demo

für Lohngleichheit

Sa, 22. 9., 13.30 Uhr, Bern
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            «Von jedem tAg 
  will ich wAS hAben, 
                 wAS ich nicht 
           VergeSSe ...»

drehbUch lAilA Stieler regie AndreAS dreSen

Jetzt im Kino

«Der singende Baggerfahrer, der Bob Dylan des Tagebaus: 
Ein wichtiger, wirklich bewegender Film.» 3sat

www.filmcoopi.ch
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H-Bonus
Flexible Wahl des Spitalkomforts

Versichert. Genau jetzt.

04:10
Ihre Zimmergenossen 
schnarchen um die Wette. 

Genau jetzt  
steht fest: ein eigenes Zimmer 
hätte seine Vorteile.

Gesundheit® Leben® Vermögen® Unternehmen®

INSERAT

SCHNELL UND PRÄZISE: Führerlose Untersätze düsen mit Containern beladen durch das 
Stammwerk von BASF, dem grössten Chemiekonzern Europas.  FOTO: BASF

LINKS ZUM THEMA:
� rebrand.ly/BASF-System 
Ein Video der Superklasse, 
das aufzeigt, wie das BASF-
System mit den automatisch 
fahrenden Fahrzeugen 
funktioniert. Die autonomen 
Untersätze fahren im 
Schritttempo durch das 
Werk. Sensoren verhindern 
Kollisionen. Und wenn es 
Schwierigkeiten gibt, greift 
eine Leitstelle ein. So wird 
früher oder später der 
Verkehr auf unseren 
 Strassen funktionieren.

� rebrand.ly/tankcontainer 
Van Hool baute vorab Busse. 
Für und mit BASF hat das 
Unternehmen die Tank-
container samt fahrbaren 
Untersätzen entwickelt. 
Traditionelle Kesselwagen 
legen pro Jahr nur 25 000 
Kilometer zurück. Innovative 
Tankcontainer 180 000 mit 
dreimal mehr Inhalt. 
Ge fahrengüter kann man in 
Tankcontainern lagern, und 
dies im Gegensatz zu 
Kesselwagen. Unter dem 
Strich wird die Bahn viel 
konkurrenzfähiger, weil man 
77 Tonnen schwere Contai-
ner auf der Strasse gar nicht 
transportieren kann.

 Sie fi nden alle Links direkt 
zum Anklicken auf der 
work-Website unter der 
Rubrik «Rosa Zukunft»: 
www.workzeitung.ch

rosazukunft   Technik, Umwelt, Politik

Chemchina und BASF: Der 
Monopolkapitalismus breitet sich 
aus wie die Pest im Mittelalter. 
Im BASF-Stammwerk in 
Ludwigshafen jetzt sogar leicht, 
leise und logistikfähi g: 
mit  superschnellen, elektrisch 
 angetriebenen Untersätzen.
Immer weniger und immer grössere 
Konzerne kontrollieren wichtige Teile 
der Wirtschaft. Denken wir nur an 
Apple, Google, Microsoft und Face-
book. Wir können bald einmal nicht 
mehr in Ruhe furzen, ohne dass sie 
uns  abhören. Unsere Daten – auch sehr 
persönliche – sind die Goldminen 
ihrer Zukunft. Immer raffi niertere 
Algo rithmen berechnen, ob und wann 
wir welche Produkte und Dienstleis-
tungen bei wem kaufen werden.

DAS GROSSE FRESSEN. Für die wenigen 
verbleibenden Freundinnen und 
Freunde des Sozialismus sind das 
nicht nur Schreckensmeldungen. 
Erstens müsste man diese faktischen 
Monopole subito ver staatlichen. Zwei-
tens sie demokratisch  kontrollieren. 
Und drittens löst dieser technische 
Fortschritt einen Teil der Probleme, 
derentwegen die ineffi zienten Plan-
wirtschaften des Ostens  implodierten. 

Weil die Unternehmen Apple, 
Google, Microsoft und Facebook nächs-
tens jedes für sich mehr als 1000 
Milliarden Dollar schwer sein werden, 
geht leicht vergessen, dass sich auch in 
anderen Branchen der Monopol-
kapitalismus ausbreitet wie die Pest im 

Mittelalter. Das staatliche chine-
sische Unternehmen Chemchina 
hat Syngenta geschluckt. Viele 
Mitglieder der Unia arbeiten 
unter anderem in Basel und 
Monthey VS neu für jenes China, 
das von einer Partei kontrolliert 
wird, die auf dem Papier immer 
noch kommunistisch ist. Bringt 
das für die Syngenta-Arbeits-
plätze in der Schweiz mehr 
Vorteile als Nachteile oder 
umgekehrt? Wir wissen es alle 
ehrlich gesagt noch nicht.

Das deutsche Kapital ist 
seinerseits nicht untätig. Die 
deutsche BASF hat das US- 
amerikanische Unternehmen 
Monsanto gekauft. Bislang 
 wirtschaftlich offensichtlich ein 
Fehlentscheid, denn Monsanto 
kommt von allen Seiten 
immer mehr unter Druck. 
Wegen des offensichtlich 
krebs erzeugenden Produkts 
Glyphosat. Und weil man mittels der 
Gen-Schere Crisper veränderte Pro-
dukte – dank einem Entscheid des 
europäischen Gerichts hofes – gleich 
aufwendig testen muss wie gentech-
nisch ver änderte Pfl anzen.

KESSELWAGEN WAREN GESTERN. Das 
Stammwerk von BASF in Ludwigshafen 
ist eine Mega-City. Die wichtigsten 
Kennzahlen: 39 000 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, 2000 Gebäude, 
200 Produktionsanlagen, 230 Kilo-
meter Schienen im Werksgelände. 
Alles in allem etwa 15 Mal so gross wie 

die Lonza-Werke in Visp. BASF hat 
482 neue grosse Container gekauft, die 
bei einem Eigengewicht von 6 Tonnen 
nicht weniger als 66 Tonnen Nutzlast 
  aufweisen. Die neuen Container sollen 
sicherer sein als die bisher eingesetz-
ten Kesselwagen. Und man kann vier 
von ihnen aufeinanderstapeln.

Neue Container brauchen neue 
Eisenbahnwagen, welche die BASF 
ebenfalls entwickeln liess. Dies in der 
Logik der fünf L: Erstens leicht. Zwei-
tens dank Scheibenbremsen leise. 
Drittens dank robusten Puffern logis-
tikfähig, damit Ablaufberge genutzt 

werden können. Viertens laufstark. 
Und dies, fünftens, alles zu tiefen 
Lebenszykluskosten.

Heute braucht ein Kesselwagen 
durchschnittlich 22 Stunden, bis er in 
Ludwigshafen über das fabrikeigene 
Schienennetz sein Ziel gefunden hat. 
Neu wird auch hier alles anders: Die 
Container gelangen vom Eisenbahn-
wagen auf elektrisch angetriebene 
fahrbare Untersätze, die mit einer 
Geschwindigkeit von bis zu 30 Kilo-
metern autonom und präzis gesteuert 
innert durchschnittlich weniger als 
einer Stunde das Ziel erreichen.

BASF-City: Autonome Untersätze chauffi eren Container
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Als Gegenvorschlag zur Initiative für 
vier Wochen Vaterschaftsurlaub 
schlägt die Ständeratskommission als 
«Kompromiss» zwei Wochen vor. Das 
wäre zwar ein Fortschritt gegenüber 
den ein bis zwei Tagen, auf die ein 
 Vater heute Anspruch hat. Aber im Ver-
gleich mit anderen Ländern ist dieser 
Vorschlag lächerlich. Wohl in keinem 
anderen Bereich ist der Rückstand der 
Schweiz auf das übrige Europa grösser 
als beim Mutterschafts-, Vaterschafts- 
und Elternurlaub. In den meisten Län-
dern gibt es einen Mix aus diesen drei 
Urlaubsarten, und die Einzelheiten, 
etwa die Entschädigungshöhe, sind 
verschieden. 

AM SCHWANZ. Aber eines ist klar: Die 
Schweiz wäre mit ihren 14 Wochen 
Mutterschaftsurlaub und den vor-
gesehenen zwei Wochen Vaterschafts-
urlaub immer noch das absolute 
Schlusslicht nach 32 EU- und EFTA-
Ländern. Dies vor allem, weil alle EU-
Länder in den letzten Jahren eine EU-

Richtlinie umsetzen mussten, die 
 einen Elternurlaub festschreibt. 

JOB-GARANTIE. Österreich zum Beispiel 
kennt zusätzlich zum Mutterschafts-
urlaub von 16 Monaten einen Eltern-
urlaub von zwei Jahren. Dieser kann 
wahlweise von der Mutter oder vom 
 Vater beansprucht werden. Es besteht 
für die ersten 12 Monate ein Anspruch 
auf 80 Prozent des bisherigen Lohnes. 
Wahlweise kann aber auch eine Ent-
schädigung von zwischen 436 und 
800 Euro pro Monat für die gesamten 
zwei Jahre beansprucht werden.
In anderen Ländern wie etwa Finnland 
ist der Elternurlaub kürzer («nur» 
6 Monate), dafür gibt es zusätzlich 
noch einen Vaterschaftsurlaub von 
9 Wochen. Für beide Urlaube gibt es 
eine Entschädigung von 70 bis 75 Pro-
zent des Lohnes. Auch in den mittel- 
und osteuropäischen Ländern sind die 
Bedingungen ungleich besser als in der 
Schweiz, so etwa in Slowenien mit 
28 Wochen Eltern- und 7 Wochen Vater-

schaftsurlaub. Alle Länder haben ge-
meinsam, dass Väter oder Mütter nach 
Ablauf des Urlaubes wieder zu den glei-
chen Bedingungen weiterbeschäftigt 
werden müssen, und die meisten Mo-
delle kennen auch die Möglichkeit von 
Teilzeitarbeit anstelle eines Vollurlaubs. 

Der Nachholbedarf der Schweiz in die-
sem für die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie so wichtigen Bereich ist gewal-
tig. Ein Vaterschaftsurlaub von zwei Wo-
chen genügt deshalb bei weitem nicht. 

Hans Baumann ist Ökonom und Publizist.

Vaterschaftsurlaub

Deutschland

Österreich

Frankreich

Schweden

Italien

Belgien

Slowenien

Finnland

Schweiz

Elternurlaub

200 40 60 80 100 120

Vaterschafts- und Elternurlaub in Europa
(entschädigungsberechtigter Urlaub in Wochen)

VATERSCHAFTSURLAUB: SCHWEIZ IST SCHLUSSLICHT

work1 x 1 der wirtschaft  
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Ausstellung: LSD wird 
75 Jahre alt

Hofmanns 
ewiger Trip
1943 entdeckte Albert Hofmann in 
seinem Labor bei der Basler San-
doz die chemische Substanz LSD. 
Und plötzlich erlebte er beim 
Selbsttest die Wirklichkeit völlig 
anders. Hofmann glaubte, das hal-
luzinogene LSD werde die Welt 
verändern. Das tat es auch. LSD 
wurde zur Droge der Hippie-Bewe-
gung und beeinfl usste Musik, 
Kunst und Literatur. Weil es aber 
auch schlechte Trips mit bösen 
Folgen gab, wurde LSD verboten. 
Auch in der Schweiz. Heute entde-
cken Psych-
iater die 
mögliche 
Heilwirkung 
der chemi-
schen Sub-
stanz neu. 
Diese Ge-
schichte sei-
nes «Sorgen-
kinds», wie 
Hofmann 
seine revolu-
tionäre Ent-
deckung nannte, ist jetzt in einer 
Ausstellung in der Nationalbiblio-
thek in Bern zu sehen.

LSD. Ein Sorgenkind wird 75. Ausstel-
lung in der Nationalbibliothek Bern. 
Bis Januar 2019. www.nb.admin.ch.

SGB-Tagung

Wo steht der 
Kündigungs-
schutz?
Das Arbeitsrecht rückt in den Fo-
kus der politischen Auseinander-
setzungen. Und mit ihm der Kün-
digungsschutz. Dazu sind in den 
letzten Jahren wegweisende Ur-
teile ergangen. Zeit, den Stand 
und die Aussichten dieses zentra-
len Rechts für die Arbeitnehmen-
den festzuhalten. Diesem Ziel 
dient die diesjährige Juristen-
tagung des Schweizerischen Ge-
werkschaftsbunds, «Dynamik des 
Schweizer Kündigungsschutzes», 
mit internationalen Referentenin-
nen und Referenten. Sie soll auch 
neue Perspektiven aufzeigen, ins-
besondere die Auswirkungen von 
neuen Standards der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation (ILO). 
Diese werden einen grossen Ein-
fl uss auf die Schweizer Rechtspre-
chung haben. 

SGB-Juristentagung, 
Freitag, 21. September, 10 – 17 Uhr, 
Unia- Zentrale Egghölzli, Bern. 
Programm und Anmeldung: www.sgb.ch.

Klassenkämpfe in Biel

Musik und 
Krawall
Der Erste Weltkrieg und der Lan-
desstreik von 1918 hängen eng zu-
sammen. Dies dokumentiert eine 
Ausstellung des Neuen Museums 
Biel. Die Uhren- und Industrie-
stadt war seit je ein Brennpunkt 
heftiger Klassenkämpfe. Mit ei-
nem Thementag widmet sich das 
Museum am Sonntag, 16. Septem-
ber, den entscheidenden Ereignis-
sen am Kriegsende. Unter ande-
rem kommt der Jungburschen-
krawall zur Sprache, aber auch die 
Musik und die Lieder, die während 
des Kriegs gesungen wurden. Ein 
Podium mit den beiden Histori-
kern Jakob Tanner und Rudolf 
Jaun diskutiert die Bedeutung des 
Landesstreiks für die Schweiz. 
Neues Museum Biel, 16. September, 
11 – 17 Uhr. Mehr Informationen unter: 
www.nmbiel.ch.

LSD-Molekül auf dem 
Flyer zur Ausstellung.

 Hans Baumann

Der nicht entschädigte Urlaub kann länger sein. In Schweden zum Beispiel können 
Mütter und Väter insgesamt über vier Jahre Urlaub beanspruchen.

Langsam schnallen es auch Mainstream-
Ökonomen: Wo der Arbeitnehmerschutz 
abgebaut wird, sinken die Löhne. Und 
die Verteilung der Einkommen gerät in 
Schiefl age. 
RALPH HUG

Jede Gewerkschafterin und jeder Gewerkschafter 
weiss, dass von einem schlechteren Arbeitnehmer-
schutz nur die Unternehmer profi tieren. Die Folge 
sind Lohndruck und prekäre Jobs. Doch im Elfen-
beinturm der Wirtschaftswissenschaft wollte man 
diese Trivialität nicht wahrhaben. Weil sie nicht 
wahr sein durfte. Sagt doch die Ideologie der 
 Liberalisierung das Gegenteil: Nehmt dem 
 Arbeitsmarkt die sogenannten Fesseln ab, und – 
schwupps – schon fl oriert die Wirtschaft, und 
 allen geht’s besser. 

IWF LERNT DAZU
Eine neue Studie des Internationalen Währungs-
fonds (IWF) zwingt nun zum Umdenken. Die Auto-
ren Gabriele Ciminelli, Romain Duval und Davide 
Furceri kommen in ihrem Arbeitspapier * zum 
Schluss, dass die Deregulierung in den Arbeits-
märkten nachweislich zum Sinken der Löhne bei-
trug. Obwohl die Produktivität ständig stieg, sank 
in den meisten Ländern die Lohnquote, das heisst 

der Anteil der Löhne am Volkseinkommen. Anders 
gesagt: Die Arbeitnehmenden verloren, das Kapi-
tal gewann. Die Autoren mahnen: «Bei künftigen 
Reformprojekten muss dieses Ergebnis beachtet 
werden.» Die Analyse ist gut abgestützt. Sie beruht 
auf den Daten aus 26 Ländern und untersucht ei-
nen Zeitraum von fast fünf Jahrzehnten. 

DIE FEHLER DER EU-SOZIALDEMOKRATEN
Die meisten Industriestaaten haben in den 1970er 
Jahren Gesetze zum Schutz vor Entlassung einge-
führt. Es waren die Jahre nach der Ölkrise und dem 
ersten grossen Umbruch in der Industrie mit den 
Massenentlassungen. In den 1990er Jahren kehrte 
der Wind. Von da an begannen nicht nur bürger-
liche Regierungen, sondern auch solche unter 
sozial demokratischer Führung, den Schutz der 
Lohnabhängigen zu lockern, um vermeintlich die 
Wirtschaft anzukurbeln. So etwa in Frankreich 
Deutschland, Grossbritannien, in Portugal und 
Spanien. Ein Hire-and-Fire-System nach US-Vorbild, 
Lohndruck und prekäre Arbeit waren die logische 
Folge. 

AUSNAHME SCHWEIZ
Nur die Schweiz ist eine Ausnahme. Hier blieb die 
Lohnquote praktisch stabil. Für Daniel Lampart, 
Chefökonom beim Schweizerischen Gewerkschafts-

bund, ist klar, weshalb: «Dank den Gewerkschaften 
kamen die Löhne bei uns nicht so stark unter Druck 
wie anderswo.» Speziell nennt Lampart den Lohn-
schutz durch die fl ankierenden Massnahmen zur 
Personenfreizügigkeit. Wegen der aktiven Lohn- 
und GAV-Politik, der Lohnkontrollen und der Bus-
sen schneide die Schweiz in der Entwicklung der 
Einkommensverteilung wesentlich besser ab als 

andere Länder. Wichtig 
seien auch die gewerk-
schaftlichen Kampa gnen 
für Mindestlöhne gewe-
sen.

Ausgerechnet der 
IWF liefert also ökonomi-
sche Munition für die 

Gewerkschaften im Kampf um den Lohnschutz. 
Der Weltwährungsfonds hatte früher viele Länder 
mit harten Sparprogrammen ins Elend getrieben. 
Offensichtlich läuft jetzt selbst bei diesem Säulen-
heiligen des Finanzkapitalismus ein Lernprozess. 
Nur die NZZ, der Arbeitgeberverband und die Be-
tonköpfe in SVP und FDP fahren noch auf der alten 
Schiene.

* Gabriele Ciminielli, Romain Duval, Davide Furceri: 
Employment Protection Deregulation and Labor Shares 
in Advanced Economies, IMF Working Paper 18/186. 
Download unter: www.rebrand.ly/arbeitnehmerschutz.

Flankierende
Massnahmen
bewahrten die
Schweiz vor
Schlimmerem.

Studie des Weltwährungsfonds belegt, was Gewerkschaften seit je wissen

Weniger Arbeitnehmerschutz 
bringt kleinere Löhne

FLEXIBEL PREKÄR: 
Je geringer der 
Schutz der 
Arbeitnehmenden, 
desto kleiner die 
Löhne. FOTO: GETTY
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Kündigung: Ist sie 
per Mail gültig?
In meinem Arbeitsvertrag steht, dass 
die Kündigung schriftlich erfolgen 
müsse. Ende August hat mir mein 
Chef per Mail gekündigt. Ist diese 
 Kündigung gültig?

MYRIAM MUFF: Nein. Grundsätzlich ist 
eine Kündigung formfrei, also bei-
spielsweise auch mündlich gültig. Aller-
dings besteht bei einer münd lichen 
Kündigung ein Beweisproblem, das 
 allenfalls mit einem Zeugen oder einer 
Zeugin gelöst werden kann. Muss die 
Kündigung gemäss vertraglicher Ver-
einbarung jedoch schriftlich  erfolgen, 
geht es dabei nicht bloss um eine Be-
weisvorschrift, sondern um ein Gültig-
keitserfordernis. Ohne nähere Bezeich-

nung der Form 
der Schriftlich-
keit gelten die 
 Erfordernisse der 
gesetzlich vorge-
schriebenen 
Schriftlichkeit. 
Diese  ver langt 
grundsätzlich 
eine eigenhän-
dige Unterschrift. 
Dieser gleichge-
stellt ist die 
qualifi  zierte elekt-
ronische Signa-
tur. Sie muss von 

einem  anerkannten Zertifi zierungs-
dienst im Sinne des  Bundesgesetzes 
über die elektronische Signatur be-
glaubigt sein. Hat Ihr Chef in einem 
normalen Mail gekündigt (also ohne 
eine solche elektronische Signatur), ist 
seine Kündigung ungültig. 

Probezeit: Was gilt 
bei Krankheit oder 
Unfall?
Seit Anfang Juli habe ich eine neue, 
unbefristete Stelle mit einem vollen 
Pensum. Ich habe drei Monate Pro-
bezeit. Kurz nach Stellenantritt erlitt 
ich einen kleinen Unfall. Deshalb war 
ich zwei Wochen lang arbeitsunfähig. 
Mit den Taggeldern der Unfallver-
sicherung gab es keine Probleme. 
Nachdem ich wieder gearbeitet 
hatte, wurde ich Anfang September 
krank. Die Firma hat mir erklärt, 
dass sie keine Krankentaggeldver-
sicherung abgeschlossen habe und 
während der Probezeit nicht ver-
pfl ichtet sei, Lohnersatz zu bezahlen. 
Kann es sein, dass ich für meine Ab-
wesenheit infolge Krankheit nichts 
erhalte, hingegen für jene infolge Un-
falls schon?

MYRIAM MUFF: Ja. Arbeitnehmende 
sind bei ihren Arbeitgebern für die 
 Folgen aus Berufs- und Nichtberufs-
unfall obligatorisch versichert, wobei 
für Nichtberufsunfälle eine wöchent-
liche Arbeitszeit von  mindestens acht 
Stunden voraus gesetzt wird. Deshalb 
erhält man bei  einer Arbeitsunfähigkeit 
infolge  Unfalls bereits in den ersten 
drei  Monaten des Arbeitsverhältnisses 
 Taggelder.
Im Gegensatz dazu ist der Lohnausfall 
infolge Krankheit nicht obligatorisch 
versichert. Hat eine Firma also nicht 
freiwillig eine Krankentaggeldversiche-
rung abgeschlossen, muss sie gemäss 
Obligationenrecht den Lohnausfall auf-
grund von Krankheit nur während einer 
gewissen Zeit entrichten, die von 
Dienstjahren abhängig ist. Wurde 
nichts anderes vereinbart, beträgt 
 diese Lohnfortzahlungspfl icht im 
 ersten Dienstjahr bloss drei Wochen. 
Allerdings erhalten Arbeitnehmende 
selbst diese minimale Leistung nicht in 
jedem Fall: Bei einem unbefristet ein-
gegangenen Arbeitsverhältnis mit Pro-
bezeit beginnt die Lohnfortzahlungs-
pfl icht erst ab dem ersten Tag des vier-
ten Anstellungsmonats. Sie erhalten 
darum bei Krankheit erst ab Oktober 
Lohnersatz von Ihrer Firma.

MARTIN JAKOB

Die Teuerungsrate der Schweiz 
liegt aktuell bei rund 1 Prozent. 
Und wie hoch ist der Zins auf 
 Ihrem Sparkonto? Da steht garan-
tiert eine Null vor dem Komma, 
und meistens folgt nach dem 
Komma gleich nochmals eine 
Null. 0,05 Prozent Zins offeriert 
zum Beispiel Postfi nance fürs 
Sparkonto, 0,01 Prozent die UBS. 
Das heisst: Ihr Sparbatzen verliert 
schneller an Kaufkraft, als er 
durch Zins und Zinseszins hinzu-
gewinnt. Solange die National-
bank an ihrer Politik des günsti-
gen Geldes und der Negativzinsen 
festhält, wird sich daran nichts 
 ändern. 

FÜR LANGFRISTIGE ZIELE
Wenn Sie Geld für kommende Aus-
gaben zur Seite legen, können Sie 
der misslichen Situation nicht 
entrinnen. Denn der Sparbatzen 
für Steuern, Ferien oder die Rück-
lage für den nächsten Autokauf 
muss ja auf Abruf verfügbar sein. 
Dieses Guthaben lässt sich kaum 
vorteilhafter anlegen als auf ei-
nem normalen Sparkonto. 

Sobald Sie aber den zeitli-
chen Horizont in Richtung Pensio-
nierung erweitern oder auf den 
Kauf einer Eigentumswohnung 
hinarbeiten, besteht mit dem Spa-
ren in der Säule 3 a eine attraktive 
Alternative. Weil sie etwas höhere 
Zinsen bietet, vor allem aber, weil 
sie Ihre Steuerrechnung senkt. 
Und zwar so, dass sich das 3 a- 
Sparen bereits bei bescheidenem 
fi nanziellem Einsatz lohnt.

DIE REGELN DER SÄULE 3 A
In ihrer heutigen Form existiert die 
Säule 3 a seit 1987, sie wurde par-
allel zur Neuordnung der Alters-
vorsorge geschaffen. Im Grunde 
g enommen geht es um ein Tausch-
geschäft: Sie legen Geld langfristig 
zur Seite – zum Beispiel eben fürs 

Alter, für einen Wohnungskauf 
oder für die Startfi nanzierung 
 einer selbständigen Erwerbstätig-
keit –, und für diese Weitsicht be-
lohnt Sie der Staat mit einem Steu-

erabzug. Das lässt sich alleine der 
Bund pro Jahr (2015) über 850 Mil-
lionen kosten. Das sieht so aus:
� Jede berufstätige Person, die ei-
ner Pensionskasse angeschlossen 

ist, kann jährlich bis zu einem 
 Maximalbetrag (aktuell 6768 Fran-
ken) in die Säule 3 a einzahlen. Sie 
kann dafür eine Anlagestiftung 
nach eigenem Gusto wählen – bei 
einer Bank oder einer Versiche-
rung. Erwerbstätige Personen 
ohne Pensionskasse können sogar 
bis 33 840 Franken einzahlen. 
� Der einbezahlte Betrag kann 
vom steuerbaren Einkommen ab-
gezogen werden und wirkt damit 
direkt steuermindernd. Je mehr 
Sie es sich leisten können, vom 
Lohn auf die Seite zu legen, desto 
mehr Steuern können Sie sparen. 
� Die einbezahlten Guthaben 
dürfen frühestens fünf Jahre vor 
dem ordentlichen Pensionsalter 
(Frauen 64, Männer 65 Jahre) be-
zogen werden. Weitere Bezugs-

gründe sind der Kauf von Wohn-
eigentum, die Abzahlung einer 
Hypothek, die Aufnahme einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit 
oder der defi nitive Wegzug aus der 
Schweiz. Im Todesfall wird das ge-
sparte Guthaben an die Erben aus-
bezahlt.
� Beim Bezug des 3 a-Guthabens 
wird eine Steuer fällig, die separat 
vom übrigen Einkommen berech-
net wird. Sie liegt deutlich tiefer 
als die Steuerersparnis, die im 
Lauf der Jahr erzielt wurde (siehe 
Beispiele in der Tabelle). Mit wach-
sendem Guthaben steigt die 
Steuer progressiv. Darum emp-
fi ehlt sich bei höheren Sparbeträ-
gen das Anlegen mehrerer Konten 
und der gestaffelte Bezug. Statt 
also auf einem Konto 90 000 Fran-
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Erschwinglicher Wohnraum: So  fi nden Sie Ihre Genossenschaftswohnung

Günstig braucht     sehr viel Geduld

BLAUER BRIEF: Eine 
Kündigung per Mail 
gilt nur mit zerti-
fi zierter Signatur.  
FOTO: JLCONFOR / FLICKR

Myriam Muff 
von der Unia-Rechtsabteilung
 beantwortet Fragen 
aus der Arbeitswelt.

 Das 
offene 

Ohr

Zahlbare Wohnungen 
sind knapp. Besonders 
 preiswert sind Genossen-
schafts wohnungen. 
Wer eine sucht, muss  
aber hartnäckig sein.
MARTIN JAKOB

Nur sieben Prozent aller Schwei-
zer Mietwohnungen sind laut 
Bundesamt für Statistik aktuell 
im Besitz von Wohnbaugenos-
senschaften. Im Jahr 2000 wa-
ren es noch acht Prozent: Ihr 
 Anteil am gesamten Wohnungs-
bestand hat also abgenommen, 
obwohl günstiger Wohnraum 
heute nicht weniger gesucht ist 
als damals. 

Aktuell stehen auf der 
Agenda des Bundes zwei Ge-
schäfte, die auf die Schaffung 
günstigen Wohnraums abzie-
len: die 2016 eingereichte Volks-

initiative «Mehr bezahlbare 
Wohnungen» sowie ein Kredit 
von 250 Millionen Franken für 
günstige Darlehen an den ge-
meinnützigen Wohnungsbau. 
Der Volksinitiative weht aller-
dings in Bundesbern ein rauher 
Wind entgegen. Und der zur De-
batte stehende Millionenkredit 
setzt nur den bisherigen «Fonds 
de roulement» fort, aus dem 
schon bisher solche Darlehen 
gewährt wurden.

MITEIGENTÜMER. Bewohnerin-
nen und Bewohner einer Genos-
senschaftswohnung sind in den 
meisten Fällen nicht nur deren 
Mieter, sondern auch Miteigen-
tümerinnen: Sie kaufen einen 
oder mehrere Anteilscheine 
und können danach auch mit-
bestimmen über Verwaltung, 
Unterhalt und Hausordnung 

SCHÖNER WOHNEN ZU EINEM ATTRAKTIVEN PREIS: Genossenschaftswohnungen 
in der Kalkbreite in Zürich.  FOTO: KEYSTONE

Ergänzende Altersvorsorge mit der Säule 3 a

Wie sich das Sparen doch       noch lohnt
Die rekordtiefen  Zinsen 
machen das private 
 Sparbüechli zum Verlust-
geschäft. Wer jedoch in die 
dritte Säule einzahlt, 
kann sich wenigstens über 
tiefere Steuern freuen.

RABATT FÜR
UNIA-MITGLIEDER
Die Bank Cler (vormals Bank 
Coop) bietet Unia-Mitgliedern 
 Vergünstigungen wie Gratis-
Kontoführung bei E-Banking 
und halbe Preise für Debit- 
und Kreditkarten. Die Bank hat 
schweizweit 32 Filialen. 
rebrand.ly/cler

WORKTIPP

Frau, ledig, 40jährig, steuerbares Einkom-
men 40 000 Franken, Bezug des Guthabens 
mit 60 Jahren. Stadt Bern.

Sparbetrag pro Jahr 2 000.–

Sparbetrag 20 Jahre 40 000.–

Zins und Zinseszins (0,26%) 1 004.–

Auszahlung nach 20 Jahren 41 004.–

Steuerersparnis pro Jahr 427.–

Steuerersparnis in 20 Jahren 8 540.–

Steuer bei Bezug –1 404.–

Steuerersparnis netto 7 136.–

KLEINES SPARPLUS, GROSSES STEUERMINUS: 
SO RECHNET SICH DIE SÄULE 3 A 

Ehepaar, 49jährig, steuerbares Einkommen 
65 000 Franken, Bezug des Guthabens mit  
64 Jahren. Stadt Aarau.

Sparbetrag pro Jahr 5 000.–

Sparbetrag 15 Jahre 75 000.–

Zins und Zinseszins (0,26%) 1 381.–

Auszahlung nach 15 Jahren 76 381.–

Steuerersparnis pro Jahr 829.–

Steuerersparnis in 15 Jahren 12 435.–

Steuer bei Bezug –2 129.–

Steuerersparnis netto 10 306.–

Der gewählte Zinssatz von 0,26% entspricht dem von vorsorge-3a.ch errechneten Mittelwert aller aktuellen 
 Kontenangebote.

Das Säule-3 a-Sparen
lohnt sich auch
mit kleinen Summen.

 SPAREN: Damit sich Ihr Geld auch wirklich vermehrt, lohnt sich eine Einzahlung auf ein       Konto 3 a, auch schon bei kleinen Beträgen.  FOTO: FOTOLIA
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Erschwinglicher Wohnraum: So   finden Sie Ihre Genossenschaftswohnung

Günstig braucht     sehr viel Geduld
Wie tickt die Wirtschaft? 
Ein Movendo-Kurs 
hilft, den Durchblick zu 
 gewinnen.

Die wirtschaftlichen Zusam-
menhänge verstehen: Das ist 
das Ziel des Tagesseminars 
«Löhne, Kaufkraft, Beschäfti-
gung» von Movendo. Er richtet 
sich an Vertrauensleute, Perso-
nalvertretungen, Stiftungsräte 
und aktive Gewerkschaftsmit-
glieder. 

MITREDEN. Was bestimmt die 
Konjunktur und die Teuerung? 
Wie sind Einkommen und Ver-
mögen in der Schweiz verteilt? 
Welche Bedeutung haben 
Löhne und Kaufkraft? Und wel-
che Strategien verfolgen die 
 Gewerkschaften in ihrer Be-

schäftigungspolitik? Das Tages-
seminar mit SGB-Chefökonom 
Daniel Lampart und Movendo-
Ausbildungsleiter Maurizio 

Maggetti-Waser klärt Grund-
begriffe der Ökonomie, be-
leuchtet aktuelle Probleme und 
vermittelt die Positionen der 
Gewerkschaften für eine ge-
rechtere Wirtschaft. Wer die-
sen Kurs besucht, findet sich im 
Kauderwelsch der Experten 
künftig besser zurecht und hat 
es leichter, mitzureden! (mj)

Das Seminar findet am 17. Oktober 
in Zürich statt. Infos zu diesem und 
weiteren Kursen sowie Anmeldung 
auf movendo.ch.

Löhne, Kaufkraft, Beschäftigung

Verstehen, wie der 
Hase läuft

WOHNUNGSSUCHE

PROBLEM ZONE 
ZÜRICH
Die Stadt Zürich ist für 
Mieterinnen und Mieter 
das teuerste Pflaster der 
Schweiz. Eine Dreizimmer­
wohnung kostet im Mittel 
gut 1500 Franken und 
 damit 200 Franken mehr 
als in der Stadt Bern.  
Eine Wohnung aus  
dem g emeinnützigen 
 Wohnungsbau jedoch nur 
1000 Franken. Das junge 
Stadtmagazin tsüri.ch   
hat eine Liste von  
18 städtischen Wohnbau­
genossenschaften zusam­
mengestellt, die Warte­
listen führen. Durch­
ackern und einschreiben!

So wird der Fernseher  
zum Fotoalbum

KEINE HEXEREI: Ihre Ferienfotos oder Kindervideos 
können Sie nun ganz einfach am Fernseher anschauen.  
FOTO: ISTOCK

Mit einem HDMI-Kabel 
können Sie Fotos am 
TV-Bildschirm zeigen.

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Fotos zeigen auf dem 
grossen TV-Bildschirm: 
Das ist heute keine 
Hexerei mehr. Es gibt 
drei Möglichkeiten, wie 
Sie Bilder oder Video-
clips vom Computer 
oder Handy auf den 
Fernseher bringen. 

VIA KABEL: Der ein-
fachste Weg ist mit 
einem HDMI-Kabel. 
Viele Windows- 
Computer und ältere 
Macs haben eine HDMI-
Buchse und lassen sich 
so mit dem TV-Gerät verbinden. Bei anderen Computern 
und beim Handy braucht es einen Zwischenstecker. Bei 
neueren Macs und bei Android-Smartphones muss man 
dazu einen Adapter von USB-C auf HDMI kaufen. Auch für 
iPhones braucht es einen Zwischenstecker zwischen der 
sogenannten Lightning-Buchse am Handy und dem HDMI-
Kabel. Allenfalls müssen Sie noch mit der Fernbedienung 
auf das korrekte Eingangssignal umschalten.

DRAHTLOS MIT ZUSATZGERÄTEN: Am Fernseher lassen sich 
kleine Zusatzgeräte einstecken, die das Signal von Com-
putern und Handys empfangen. Für Apple-Geräte ist die 
Zusatzbox Apple TV (ab 150 Franken) 
die beste Wahl. Für alle Smart-
phones ist Chromecast (rund  
40 Franken) geeignet. Das Gerät  
lässt sich wie ein USB-Stick am TV 
anschliessen. Bei Android braucht es dazu die App Google 
Home, bei iPhones die App Allcast. Windows-PCs oder 
Macs können Sie mit dem Programm Airparrot 2 mit den 
Zusatzgeräten verbinden.

DRAHTLOS OHNE ZUSATZGERÄT: Voraussetzung dafür ist ein 
internetfähiger Fernseher, der DLNA-kompatibel ist. TV, 
Handy und Computer müssen via WLAN oder Kabel mit 
einem Router verbunden sein. Bei Android-Handys brau-
chen Sie die App Bubbleupnp, bei iPhones Allcast oder TV 
Assist. MARC MAIR­NOACK

tipp im work

der Liegenschaft. Dieses Ein-
trittsgeld, das bei einem Auszug 
zurückerstattet wird, kostet bei 
vielen Genossenschaften unge-
fähr so viel wie bei anderen 
Wohnungen ein Mietzinsdepot, 

bei manchen aber auch bis zu ei-
nem fünfstelligen Betrag. Reicht 
das eigene Geld dafür nicht aus, 
ist meist auch die Bezahlung in 
Raten möglich, oder die Genos-
senschaft gewährt oder vermit-
telt ein Darlehen. 

Weil die Genossenschaft 
keinen Gewinn erzielen will, ist 
der Wohnraum günstiger als 
vergleichbare Wohnungen in 
Privat- oder Firmenbesitz. Aller-
dings kann die Genossenschaft 

auch Einschränkungen bei der 
Mieterwahl verfügen, indem sie 
beispielsweise grössere Woh-
nungen nur an Familien mit 
Kindern abgibt oder nur Woh-
nungen für Senioren anbietet. 
Das kann bedeuten, dass Eltern 
in eine kleinere Wohnung um-
ziehen müssen, wenn die Kin-
der ausgezogen sind.

NADEL IM HEUHAUFEN. Genos-
senschaftswohnungen werden 
auch selten ausgeschrieben. 
Denn Genossenschaftsmieterin-
nen sind überdurchschnittlich 
standorttreu und geniessen 
 einen weitreichenden Kündi-
gungsschutz. Auf dem Immobi-
lienportal Homegate (rebrand.
ly/genossen) finden Sie gerade 
mal etwas über 50 Treffer für 
die gesamte deutsche Schweiz – 
Garagenplätze mitgezählt. Des-

halb heisst es, gezielt in der 
Wunschregion zu suchen: Wel-
che Wohnbaugenossenschaften 
sind dort aktiv? Planen sie einen 
Neubau? Dann sind die Chan-
cen auf eine Wohnung etwas 
besser. Oder führen sie eine War-
teliste? Dann sofort eintragen! 
Der Verband der gemeinnützi-
gen Wohnbauträger, Wohnbau-
genossenschaften Schweiz, hat 
auf seiner Website nützliche 
Tipps und Links zur gezielten 
Suche nach Genossenschafts-
wohnungen. Auf einer Schwei-
zer Karte können Sie die Suche 
nach Regionen eingrenzen und 
erhalten Informationen über 
die Genossenschaft und die Art 
der Wohnungen. Ob eine der 
Wohnungen frei wird, erfahren 
Sie allerdings nur mit einer ge-
zielten Anfrage unter rebrand.
ly/wbg oder rebrand.ly/tsueri.

Ergänzende Altersvorsorge mit der Säule 3 a

Wie sich das Sparen doch       noch lohnt
KONTOKOSTEN

MIT VORTEIL  
E-BANKING
Die Zinsen sind rekordtief, 
doch bei den Kosten für  
die Führung eines Privat­ 
oder Salärkontos zeigen  
die  Banken keine Zurück­
haltung. Mittlerweile 
 reichen die Zinsen nur in 
den seltensten Fällen aus, 
um daraus die Kontokosten 
zu bezahlen. Viele Anbieter 
kassieren eine Grund­
gebühr, die Debitkarte für 
bargeldloses Zahlen oder 
für Bancomatbezüge kostet 
jedes Jahr. Hinzu kommen 
Spesen für Geldbezüge und 
die Portokosten. 

KOSTEN SENKEN: Das 
 können Sie tun, um 
 möglichst wenig Geld fürs 
Geldverwalten auszugeben:
 Leisten Sie sich mehrere 
Konten. Legen Sie Ihre Eier 
in möglichst wenige Körbe; 
die Zeiten, da man sich ein 
Konto fürs Haushaltsgeld 
und eines fürs Sackgeld 
leistete, sind vorbei.
 Steigen Sie ins E­Ban­
king ein und verzichten Sie 
auch auf spesenpflichtige 
Bankauszüge. Das braucht 
ein wenig Zeit und ab und 
zu  einen Ausdruck am 
Heim­PC, aber die Kosten 
sinken.
 Benötigen Sie eine Kre­
ditkarte, können Sie auch 
ein anderes Angebot als 
 jenes Ihrer Bank wählen. 
Zum  Beispiel offerieren 
 Migros und Coop ihre Kre­
ditkarten recht günstig. 
 Vergleichen Sie die 
 Kontokosten Ihrer Bank  
mit jenen anderer Anbieter. 
Zum  Beispiel auf: 
rebrand.ly/privatkonto.

ken anzulegen, sparen Sie auf drei 
Konten je 30 000 Franken und las-
sen sich die Guthaben über drei 
Jahre verteilt in drei Tranchen aus-
bezahlen. 

Falls Sie nun zur Tat schreiten 
und Ihre eigene Säule 3 a eröffnen 
wollen, vergleichen Sie zunächst 
die Zinsen der verschiedenen An-
bieter (etwa beim Vermögenszen-
trum (VZ): rebrand.ly/zins3a). Denn 
trotz allgemein tiefen Zinsen läp-
pern sich die Erträge aus einem 
um ein Viertelprozent höheren 
Zins über die Jahre zu einem schö-
nen Betrag zusammen. 

KONTO ODER FONDS
Gut möglich, dass Ihre Kunden-
beraterin Ihnen statt eines Kontos 
einen Vorsorgefonds schmackhaft 

machen will. Ihr Spargeld würde 
dann in Wertpapieren angelegt, 
also in Anleihen oder Aktien. 

 Damit gehen Sie aber Risiken ein, 
die Sie vielleicht lieber nicht tra-
gen möchten, und je nach Fonds 
fallen Gebühren an, die dem 
Fondsvermögen – und damit Ih-
nen – auch bei rückläufigem 
Fondswert belastet werden. Am  
flexibelsten bleiben Sie mit dem 
3 a-Sparkonto: Sie können es auch 
jederzeit auf eine andere Bank 
transferieren, wenn diese die bes-
seren Konditionen bietet.

Lernen Sie das 
Kauderwelsch der 
Wirtschaftsexperten.

Säule-3 a-Konten sind
spesenfrei und zahlen
etwas höhere Zinsen.

Bei Neubauprojekten
sind die Chancen
jeweils etwas grösser.

 SPAREN: Damit sich Ihr Geld auch wirklich vermehrt, lohnt sich eine Einzahlung auf ein       Konto 3 a, auch schon bei kleinen Beträgen.  FOTO: FOTOLIA
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 DEN PREIS, 500 Franken in Reka-Ckecks,
hat gewonnen: Walter Burri, Bern.
Herzlichen Glückwunsch!
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14 / 08 /18 - 31. August - ARBEITSKAMPF
 Lösungswort einsenden an: work, 
Postfach 272, 3000 Bern 15, oder per 
E-Mail: verlag@workzeitung.ch 
Einsendeschluss 21. September 2018

INSERAT

 LÖSUNG UND GEWINNER AUS NR. 14
Das Lösungswort lautete: ARBEITSKAMPF

workrätsel        Gewinnen Sie eine Hotelübernachtung!

Das Viersternehotel Bern liegt 
zentral, fünf Gehminuten 
vom Bahnhof und 130 Meter 
vom City parking Metro entfernt. 
Sehenswürdig keiten wie der 
Zytgloggeturm und das Berner 
Münster befi nden sich in 
 unmittelbarer Nähe.  Gewinnen Sie 
eine Übernachtung für zwei 
 Personen im Doppelzimmer mit 
reich haltigem Frühstücksbuffet.

Es reicht! Alle an 
die nationale Demo für 
Lohngleichheit und 
gegen Diskriminierung

Samstag, 22.9.2018 
Bern, Schützenmatte
13.30 Uhr

#ENOUGH18

Anmeldung bei frauen@unia.ch oder 
auf deinem regionalen Unia-Sekretariat.  
Für Gratistransport ist gesorgt.

www.unia.ch/demo-lohngleichheit

Seit 37 Jahren warten wir auf die  
Umsetzung der gesetzlich verankerten 
Lohngleichheit und kämpfen gegen  
Diskriminierung auf allen Ebenen. 



WORK 14 / 31. 8. 2018: MODERNE NOMADIN

David gegen 
Goliath 
Ich war schon immer eine, die sich wehrt und 
nicht aufs Maul hockt. Aber gegen den Besit-
zer vom Soliat hätte ich alleine keine Chance 
gehabt. Es war ja unglaublich, wie der die 
Leute ausgenützt hat. Ich fühlte mich dort 
anfangs wie David gegen Goliath. Dank der 
Unia war ich dann nicht mehr allein und 
konnte zusammen mit anderen Geschädigten 
vor Gericht gehen. Schliesslich habe ich mein 
Geld bekommen. Ein grosses Danke nochmals 
an die Unia!

INETA JELIC, PER MAIL

 

Gastrobranche 
braucht die Unia
Die wehrhafte «Gastro-Nomadin» Ineta Jelic 
ist eine beeindruckende Frau! Allerdings 
sollte man nicht vergessen: was für den 
Lebensentwurf von Ineta Jelic passt, geht 
für die grosse Mehrheit nicht auf. Die Ten-
denz zu prekären, zeitlich eng begrenzten 
Arbeitsverhältnissen gerade in der Gastro-

nomie stellt viele, die nicht so unabhängig 
sind wie die Porträtierte, vor grosse Pro-
bleme. Darum ist das stete Engagement der 
Unia auch in der Gastrobranche so wichtig.

MARLIES BURRI, PER MAIL

WORK 14 / 31. 8. 2018: «OHNE LOHNSCHUTZ
IST DER BILATERALE WEG TOT!» 

Lohnschutz nicht 
aufs Spiel setzen
Als langjähriger Gewerkschafter freut es 
mich, dass Nationalrat Rechsteiner zu den 
Verhandlungen mit dem Bundesrat und den 
Arbeit geberverbänden einen vorläufi gen Stop 
 bezüglich des Abbaus der fl ankierenden 
Massnahmen durchgesetzt und bekanntge-
macht hat. Täuschen wir uns nicht, es geht 
nicht nur um die fl ankierenden Massnah-
men. Es geht um den Schutz unserer Löhne 
und Arbeits bedingungen in der Schweiz. Und 
die EU will mit dem Rahmenvertrag noch viel 
weiter gehen. Künftig sollen alle Gesetzes-
änderungen und Beschlüsse der EU in der 
Schweiz direkt angewendet und umgesetzt 
werden. Das eingeschobene sogenannte 
Schiedsgericht soll die Zweifl er besänftigen, 
doch klar ist, letztlich geht es um EU-Recht, 
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Wie gut sind Sie?
1. Tabus 
Was ist das bestgehütete Geheimnis 
der Schweizerinnen und Schweizer? 
a) Sex?
b) Säule 3 a?
c) Lohn?
d) Freude?

2. Haarabschneider
Was macht Coiffureunternehmer 
Fernando Mutti (55) mit seinen 
Firmen?
a) frisieren?
b) amputieren?
c) rasieren?
d) toupieren?

3. Herkunft 
Was war 
Bundesrat Willi 
Ritschard 
ursprünglich von 
Beruf? 
a) Solothurner?
b) Gramper?
c) Heizungsmonteur?
d) Zahnarzt?

4. Crash
Wann kommt die nächste Finanzkrise?
a) alsbald?
b) in Bälde?
c) baldigst?
d) weiss nicht?

Die Antworten fi nden Sie in dieser
work-Ausgabe – oder, indem Sie sich 
oder die Zeitung auf den Kopf stellen!

workquizquiz

1c; 2b; 3c; 4dLösungen:

INSERAT

und Streitfälle werden künftig abschlies-
send von EU-Gerichten entschieden. Unsere 
Verhandlungsleiter in Brüssel sollten jedoch 
auch unsere Stärken und Zahlungen an die 
EU in die Waagschale legen! Gewisse rote 
Linien dürfen nicht überschritten werden. 
Ich hoffe, dass sich die zurzeit massgeben-
den Führungskräfte bei den Gewerkschaften 
und der SP nicht täuschen lassen. Es wäre 
fatal, wenn man sie dafür verantwortlich 
machen müsste, dass sie unseren Lohn-
schutz mit der Zustimmung zum Rahmen-
vertrag leichtfertig aufs Spiel setzen 
 würden. 

MARTIN SAXER, PER MAIL 

WORK 13 / 17. 8. 2018: FERTIG MIT GRATIS
WC-SCHRUBBEN BEI MCDONALD’S

Verdienter Erfolg
Gut wurde dieser Chef verurteilt. Souley-
mane tut mir echt leid. Welch ein Bild muss 
er von unserer Schweiz erhalten haben.

FREDI GURTNER, VIA FACEBOOK

WORK 14 / 31. 8. 2018: ANGELICA BALABA-
NOFF, REBELLIN, SOZIALISTIN, FEMINISTIN

Immer nur für das 
Kapital
Besonders interessant an der Geschichte 
über das Verhalten des Bundesrates im 
Zusammenhang mit dem Landesstreik 
scheint mir, dass sich zwar das äussere 
Gesicht geändert haben mag, das Verhalten 
aber gleich  geblieben ist. Aktuell sieht man 
es beim Angriff auf den Lohnschutz: Wenn 
es hart auf hart geht, ist unsere Regierung 
immer für das Kapital und gegen die 
 Arbeitenden. Und wenn’s noch härter 
kommt, setzt man auf die Bauern und die 
Armee. Aus diesen Gründen hat man für 
beides auch immer Geld in Massen aus der 
Bundeskasse.

HANS J. KELLENBERGER, BASEL 

ZU BESUCH: work- 
Redaktorin Sabine Reber 
(links) im Wohnwagen 
der Gastro-Nomadin 
Ineta Jelic.  
FOTO: SR



Stefanie Gisler mag Kabel, 
 Werkzeuge und spezielle Zangen.  
Das Abisoliermesser, mit dem sie  
seit ihrem Lehrbeginn jeden Tag 
arbeitet, würde sie nie mehr aus  
der Hand geben. 
SABINE REBER | FOTOS MATTHIAS LUGGEN

Manche finden über Umwege zum Glück. 
Stefanie Gisler (26) aus der Lenk im Sim­
mental wollte ursprünglich Holzbildhaue­
rin werden. Aber nach der 9. Klasse fand sie 
keine Lehrstelle. Also besuchte sie in Zwei­
simmen das 10. Schuljahr. Danach fand sie 
immer noch keine Lehrstelle. Schliesslich 
arbeitete sie ein Jahr lang im Coop als Aus­
hilfe. Danach machte sie eine dreijährige 
Lehre zur Detailhandelsfachfrau. Sie sagt: 
«Das war nicht so mein Ding. Aber ich habe 

es immerhin durchgezogen!» Und nun 
steht die junge Frau in ihrem Blaumann im 
Heizungsraum eines modernen Feriencha­
lets. Aus der Tiefgarage lärmen die Trock­
nungsgeräte, Bauscheinwerfer erhellen 
den Raum. Der Boden ist noch immer nass, 
es ist kalt und muffig. Aber das macht Ste­
fanie Gisler nichts aus, genauso wenig wie 
die Einsamkeit. Seit Tagen arbeitet sie al­
leine in dem feuchten Keller, ersetzt Stück 
für Stück jedes Kabel am HAK, dem Haus­
anschlusskasten. Sie klopft mit dem 
Schraubenzieher auf die Kupferschiene un­
ten am HAK und erklärt, «hier läuft der 
Strom durch. Aber jetzt ist da Rost an den 
Schrauben, dann leitet es eben nicht mehr.» 

Sie zuckt mit den Schultern, schräu­
belt weiter, «Wasserschaden halt, der Glet­
schersee ist übergelaufen und dann hatte 

die Simme Hochwasser». Mit dem Rost 
gehe das jeweils schnell, und nun müsse 
sie das ganze Innenleben des Tableaus 
 auswechseln.

HAPPY. Nach ihrer ersten Lehre bei Coop 
fand Stefanie Gisler schliesslich eine Lehr­
stelle als Montage­Elektrikerin, und in die­
sem Beruf ist sie nun richtig happy. Sie er­
zählt: «Anfangs wurde mir davon abgeraten, 
weil ich im Rechnen nicht so gut war. Es 
hiess, als Elektriker musst du gut in Mathe 
sein. Aber in der Berufsschule bin ich jetzt 
gut durchgekommen! Manchmal raten sie 
den Mädchen wohl zu schnell von techni­
schen Berufen ab.» Im Juni dieses Jahres hat 
sie ihre dreijährige Lehre abgeschlossen. 
Zum Lehrabschluss gab’s ein Tattoo auf 
dem Arm. Ein Geschenk von ihrer Mutter 

und ihrem Bruder. Gezeichnet hat sie es 
selber – es sind Abkürzungen von Figuren­
namen aus der Serie «One Peace», die sie 
mit Begeisterung verfolgt. Sie krempelt die 
Ärmel hoch, zeigt uns das ganze Bild.

SEELE. Und dann montiert sie eine An­
schlussklemme, erzählt, warum sie Elek­
tromonteurin geworden ist: «Ich wollte 
 einen Beruf mit möglichst vielen verschie­
denen Werkzeugen und Materialien. Ich 
habe schon immer leidenschaftlich gebas­
telt, all die Schräubchen, die kleinen bun­
ten Plasticteile, die gefallen mir.» Sie habe 
halt gerne viele verschiedene Werkzeuge, 
sagt sie in breitem Simmentaler Dialekt, 
«ich kann mich mega freuen über eine spe­
zielle Zange, die nicht jeder hat».

Aber das wichtigste aller Werkzeuge 
sei ihr Abisoliermesser, das besitzt sie seit 
dem Lehrbeginn, und sie würde es nie und 
nimmer weggeben. Sie ist überzeugt: «Die­
ses Messer, das hat eine Seele! Sobald ich 
mit einem anderen Messer arbeiten muss, 
schneide ich mir garantiert in die Finger. 
Aber dieses hier, das kennt mich sozusa­
gen, das ist etwas sehr Persönliches.» Sie 
schält etwas Plastic von einem Kabelende, 
dann drückt sie ein Teilchen, eine Ader­
Endhülse, in ihre spezielle Zange und 
presst das Metallstück am Kabelende fest. 
Festschrauben, nächstes Kabel. Nein, lang­
weilig sei das gar nicht, sagt sie, sie arbeite 
gerne alleine. «Musik hören und meinen 
Gedanken nachhängen und einfach zuar­
beiten», das passe ihr. 

SPANNUNG. Zwischendurch mal geht sie 
bei einem Kunden eine Lampe montieren, 
dann kehrt sie zurück zu der grossen Ar­
beit im Keller. Das mache sie auch gerne, 
bei Privatkundinnen vorbeigehen, denn 
«die freuen sich immer, wenn ich komme! 
Und meist sind es ja Probleme, die ich ganz 
einfach lösen kann. Das ist natürlich für 
beide Seiten ein schönes Gefühl, wenn 
dann die Lampe wieder brennt.»

Auf grösseren Baustellen seien sie 
manchmal auch mehrere Elektriker, dann 
würden sie die Arbeit stärker aufteilen, was 
auch okay sei. Gisler: «Hauptsache, es wird 
nie langweilig!» Und wie ist der Kontakt zu 
den anderen Arbeitern? Sie erzählt, die 
meisten Männer auf den Baustellen seien 
durchaus Gentlemen, «sie sind nett und 
hilfsbereit und freuen sich, wenn eine Frau 
mitarbeitet». Nur ein einziges Mal sei es 
vorgekommen, dass sich ein paar Bauarbei­
ter blöd aufgeführt hätten. Sie sagt, da 
habe ihr Chef aber sofort eingegriffen und 
ihr geholfen.

18 worktag 14. September 2018  Montage-Elektrikerin

VIELFACH BEGABT: Stefanie Gislers Arbeitskoffer (oben) 
und ihr Tattoo, das sie zum Lehrabschluss erhalten und 
selber gezeichnet hat. 

Stefanie Gisler (26) wurde Montage-Elektrikerin. Obwohl 
man ihr als Frau davon abgeraten hat. 

Viele, viele bunte Kabel

STEFANIE GISLER

DIE DRAN-
BLEIBERIN
Stefanie Gisler (26) 
machte nach dem  
10. Schuljahr eine 
Lehre als Detail­
handelsfachfrau. 
Danach beschloss 
sie, noch einmal neu 
anzufangen, und 
begann eine drei­
jährige Lehre als 
Montage­Elektrikerin. 
Im Juni dieses Jahres 
hat sie diese nun 
erfolgreich abge­
schlossen. Bis Ende 
Jahr arbeitet sie noch 
in einem befristeten 
Arbeitsverhältnis in 
ihrem Lehrbetrieb. 

PLÄNE. Sie verdient 
brutto 4050 Franken. 
Nun will sie erst 
einmal Geld ver­
dienen und sich eine 
eigene Wohnung 
leisten, «ich möchte 
gern mal eine Weile 
ins Unterland, nach 
Thun oder Interlaken», 
sie zögert, «also nicht 
grad bis Bern, das 
wäre mir dann doch 
zu weit». Derzeit 
wohnt sie noch bei 
ihren Eltern in 
 Blankenburg im 
Simmental, Vater und 
Mutter sind beide im 
Gastgewerbe tätig. 
Die junge Frau über­
legt sich, in einigen 
Jahren noch einen 
Schritt weiterzugehen: 
«Wer weiss, vielleicht 
hänge ich dann noch 
die zwei Jahre Aus­
bildung zur Installa­
teurin an!»

PRÄSIDENTIN. In der 
Unia ist Stefanie 
Gisler seit 2009, als 
sie bei Coop in der 
Stifti war, «da lagen 
Flyer von der Unia im 
Znüniraum. Der Chef 
sagte noch abschät­
zig: ‹Willst wohl nicht 
etwa dort beitreten?!› 
Ich antwortete ihm, 
dass ich das in Ruhe 
daheim lesen und 
dann selber ent­
scheiden wolle.» 
Inzwischen ist sie 
Präsidentin der 
Unia­Ortsgruppe 
Obersimmental und 
Saanenland. Ihre 
Hobbies sind Basteln, 
Zeichnen und  
Wandern.
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Sozialabbauer? Lohndumper?  
Jobvernichter? work nennt die Namen. 
Angriffig, kritisch, frech.

work abonnieren.
Für nur Fr. 36.– im Jahr 
jeden zweiten Freitag direkt ins Haus.
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